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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Änderung personalaktenrechtlicher und weiterer dienstrecht-
licher Vorschriften 

A) Problem 

I. Änderung personalaktenrechtlicher Vorschriften 

1. Datenschutz-Grundverordnung 

Ab dem 25.05.2018 wird die auf der Grundlage von Art. 16 Abs. 2 
Satz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Uni-
on erlassene Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundver-
ordnung) in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union unmit-
telbar gelten. Die Datenschutz-Grundverordnung gilt für die ganz 
oder teilweise automatisierte Verarbeitung personenbezogener 
Daten sowie für die nicht automatisierte Verarbeitung solcher Da-
ten, die in einem Dateisystem gespeichert sind oder werden sollen. 
Um ein ernsthaftes Risiko einer Umgehung zu vermeiden, soll der 
Schutz natürlicher Personen technologieneutral sein und nicht von 
den verwendeten Techniken abhängen. Nur Akten oder Akten-
sammlungen sowie ihre Deckblätter, die nicht nach bestimmten 
Kriterien geordnet sind, sollen nicht in den Anwendungsbereich 
der Datenschutz-Grundverordnung fallen (Erwägungsgrund 15). 
Sie gilt somit für Personalakten sowohl in Papierform als auch in 
elektronischer Form sowie für automatisierte Verfahren, die zur 
Verarbeitung von Personalaktendaten eingesetzt werden. 

Durch die Datenschutz-Grundverordnung soll nach dem Willen 
des Unionsgesetzgebers das Schutzniveau für die Rechte und 
Freiheiten von natürlichen Personen bei der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten in allen Mitgliedstaaten gleichwertig sein 
(Erwägungsgrund 10). Damit dieses gleichmäßige Schutzniveau 
in der Union gewährleistet ist und Unterschiede, die den freien 
Verkehr personenbezogener Daten im Binnenmarkt behindern 
könnten, beseitigt werden, bedient er sich der Handlungsform ei-
ner Verordnung (Erwägungsgrund 13). Für die nationalen Gesetz-
geber enthält die Datenschutz-Grundverordnung zum einen kon-
krete, an die Mitgliedstaaten gerichtete Regelungsaufträge sowie 
zum anderen eine Reihe von Öffnungsklauseln und damit Rege-
lungsspielraum. Die Mitgliedstaaten können insbesondere spezifi-
schere Vorschriften zur Gewährleistung des Schutzes der Rechte 
und Freiheiten hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener 
Beschäftigtendaten im Beschäftigungskontext vorsehen (Art. 88). 
Insoweit sind eigenständige bayerische Regelungen möglich. Um 
Schwierigkeiten beim Ineinandergreifen des erheblich ausdifferen-
zierten bayerischen Beamtenrechts und der Datenschutz-Grund-
verordnung zu vermeiden, müssen die bayerischen Vorschriften in 
Teilen angepasst werden. 
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2. Fortschreitende Digitalisierung 

Die Einführung einer elektronischen Personalakte ist für eine ef-
fektive Personalverwaltung unverzichtbar. Gleiches gilt für auto-
matisierte Verfahren. Die hierfür bislang schon bestehenden 
Rechtsgrundlagen bedürfen einer Präzisierung. 

II. Änderung weiterer Vorschriften 

1. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Staats-
regierung 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Staats-
regierung enthält bisher weder einen Kurztitel noch eine zitierfähi-
ge Gesetzesabkürzung, Darüber hinaus fehlen amtliche Artikel-
überschriften. Außerdem besteht rein redaktioneller Anpassungs-
bedarf. 

2. Leistungslaufbahngesetz (LlbG) 

Insbesondere die durchgeführten Evaluierungsarbeiten haben ge-
zeigt, dass das Beförderungsverbot nach Art. 17 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 
LlbG keinen praktischen Anwendungsbereich hat. Zudem führt die 
umfangreiche Regelung in Art. 17 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 LlbG im Voll-
zug zum Teil zu Verständnisschwierigkeiten.  

Des Weiteren ergeben sich aufgrund einer Änderung der Hoch-
schulstatistik Unklarheiten in der Zuordnung der Studienfächer zu 
den fachlichen Schwerpunkten nach Anlage 1 zum LlbG. 

3. Gesetz über die Hochschule für den öffentlichen Dienst in 
Bayern (HföDG) 

Nach Art. 6 Abs. 1 Satz 2 wird der Präsident durch die Staatsre-
gierung zum Beamten auf Zeit (§ 4 Abs. 2 Buchst. a Beamtensta-
tusgesetz – BeamtStG) ernannt und zum Leiter der HföD bestellt; 
das Beamtenverhältnis auf Zeit endet mit Ablauf der Amtszeit, 
diese beträgt vier Jahre. In Art. 6a HföDG ist geregelt, dass die 
Stellvertretung des Präsidenten vom Rat aus dem Kreis der Fach-
bereichsleiter auf die Dauer von vier Jahren gewählt wird und 
durch das Staatsministerium bestellt wird. Das Amt der Stellvertre-
tung des Präsidenten ist derzeit nicht im Beamtenverhältnis auf 
Zeit ausgestaltet. 

4. Bayerisches Besoldungsgesetz (BayBesG) 

Mit dem Neuen Dienstrecht zum 01.01.2011 wurde geregelt, dass 
die Stufenzuordnung für alle Bewerberinnen und Bewerber mit 
Regeleinstieg in den öffentlichen Dienst einheitlich mit dem Zeit-
punkt des Diensteintritts beginnt. Für andere Bewerber mit späte-
rem Diensteintritt (sog. Späteinsteiger) erfolgt ein angemessener 
Ausgleich über die fiktive Vorverlegung des Diensteintritts infolge 
der Berücksichtigung von förderlichen Zeiten im Ermessenswege. 
Dabei ist aber eine mehrfache Berücksichtigung von Zeiten aus-
geschlossen (vgl. Art. 31 Abs. 5 Satz 2 BayBesG, Nr. 31.0.3 
Satz 4 und Nr. 31.2.2 Satz 3 Bayerische Verwaltungsvorschriften 
zum Besoldungsrecht und Nebengebieten – BayVwVBes). Dies 
gilt auch für Beschäftigungszeiten, die zu einer Einstellung in ei-
nem anderen als dem besoldungsrechtlich festgelegten Eingang-
samt in Fällen des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 und 3 LlbG geführt haben. 
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Den Familienzuschlag der Stufe 1 können auch Besoldungsemp-
fänger und Besoldungsempfängerinnen erhalten, wenn sie eine 
andere Person nicht nur vorübergehend in ihre Wohnung aufge-
nommen haben und ihr Unterhalt gewähren, weil sie gesetzlich 
oder sittlich dazu verpflichtet sind. Dabei ist Voraussetzung, dass 
für den Unterhalt der aufgenommenen Person keine Mittel zur 
Verfügung stehen, die das Sechsfache des Betrags der Stufe 1 
übersteigen (sog. Eigenmittelgrenzbetrag). Diese Regelung ist sehr 
verwaltungsaufwändig, weil eine Reihe von Feststellungen zu be-
stehenden Unterhaltsverpflichtungen und zu den Eigenmitteln der 
aufgenommenen Person zu treffen ist und immer wieder Über-
prüfungen der tatsächlichen Verhältnisse vorgenommen werden 
müssen. 

Um die Verwaltung zu entlasten, soll das Familienzuschlagsrecht 
an diesem Punkt vereinfacht werden, wie es der Bundesbesol-
dungsgesetzgeber bereits im Jahr 2012 getan hat (Gesetz zur Un-
terstützung der Fachkräftegewinnung im Bund und zur Änderung 
weiterer dienstrechtlicher Vorschriften vom 15. März 2012, BGBl. I 
S. 462). 

5. Bayerisches Umzugskostengesetz (BayUKG) 

Art. 10 BayUKG verweist für die Abrechnung von Auslandsumzü-
gen auf eine mittlerweile außer Kraft getretene Fassung der Aus-
landsumzugskostenverordnung (AUV), was im Gesetzesvollzug 
zu Problemen führt. 

Nach Art. 12 BayUKG erhalten Beschäftigte bei Behördenverlage-
rungen eine Fahrtkostenerstattung für den Weg Wohnung Dienst-
stelle, soweit die Wegstrecke zur bisherigen Dienststelle über-
schritten wird, jedoch nur bis zu einer einfachen Mehrstrecke von 
100 Kilometern, auch bei Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel. 

6. Bayerisches Beamtenversorgungsgesetz (BayBeamtVG) 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat mit Urteil vom 
13.07.2016 (Rs. Pöpperl, Az.: C-187/15) entschieden, dass Beam-
ten und Beamtinnen, die sich zur Aufnahme einer mit ihrer bishe-
rigen Beamtentätigkeit vergleichbaren Beschäftigung im öffentli-
chen Dienst eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union 
entlassen lassen, vergleichbare Altersversorgungsanwartschaften 
zugestanden werden müssen, wie sie bei einem Dienstherren-
wechsel von Beamten und Beamtinnen im Inland zustehen wür-
den. Die Nachversicherung der Beamtendienstzeiten in der ge-
setzlichen Rentenversicherung allein wird dem nach Auffassung 
des EuGH nicht gerecht. 

Die Kriterien zur Berücksichtigung von Promotionszeiten und Ha-
bilitationszeiten in Art. 22 BayBeamtVG sind uneinheitlich, obwohl 
beide wissenschaftliche Qualifikationszeiten für Professoren und 
Professorinnen darstellen. 

7. Bayerisches Personalvertretungsgesetz (BayPVG) 

In den vergangenen Jahren hat der Anteil der Dienstanfänger, 
Beamten und Beamtinnen im Vorbereitungsdienst und Auszubil-
denden, die das 27. Lebensjahr bereits vollendet haben, in den 
staatlichen und nichtstaatlichen Verwaltungen zugenommen. Auf-
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grund der bisherigen Regelung des Art. 58 BayPVG sind diese je-
doch zu den Jugend- und Auszubildendenvertretungen weder wahl-
berechtigt noch wählbar und können somit von den Jugend- und 
Auszubildendenvertretungen auch nicht vertreten werden. 

Das Schriftformerfordernis im Rahmen der Mitbestimmung und Mit-
wirkung behindert die Einführung elektronischer Arbeitsprozesse. 

 

B) Lösung 

I. Änderung personalaktenrechtlicher Vorschriften 

1. Datenschutz-Grundverordnung 

Die Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung von Personalaktenda-
ten sowie die individuellen Rechte der Beamten und Beamtinnen 
werden, soweit notwendig, in Struktur, Inhalt und Begrifflichkeiten 
angepasst, um ihre Vereinbarkeit mit der Datenschutz-Grundver-
ordnung sicherzustellen. 

Das Schutzniveau für die betroffenen personenbezogenen Daten 
soll dabei grundsätzlich beibehalten und punktuell noch weiter 
verbessert werden. Das bayerische Personalaktenrecht soll, so-
weit rechtlich möglich, die unmittelbar geltende Datenschutz-
Grundverordnung ergänzen und ihre Regelungsspielräume weit-
gehend zugunsten der bayerischen Beamten und Beamtinnen 
nutzen. 

2. Fortschreitende Digitalisierung 

Die Vorschriften zur elektronischen Personalakte werden zusam-
mengefasst, und es wird eine ausdrückliche Rechtsgrundlage für 
den Einsatz automatisierter Verfahren geschaffen. 

II. Änderung weiterer Vorschriften 

1. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Staats-
regierung 

Aufnahme eines Kurztitels und einer zitierfähigen Gesetzesabkür-
zung sowie amtliche Artikelüberschriften in das Gesetz über die 
Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Staatsregierung. Außerdem 
erfolgt in Art. 10 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der 
Mitglieder der Staatsregierung eine redaktionelle Anpassung infol-
ge einer Änderung in Art. 36 des Bayerischen Besoldungsgeset-
zes sowie eine redaktionelle Anpassung des Art. 22 Abs. 4 auf-
grund der Entscheidungen des Bayerischen Verfassungsgerichts-
hofs vom 12.02.2015 und vom 06.12.2017. 

2. Leistungslaufbahngesetz 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung und im Sinne der An-
wenderfreundlichkeit soll die Regelung des Art. 17 Abs. 1 Satz 3 
Nr. 2 LlbG gestrichen und die Regelung des Art. 17 Abs. 1 Satz 3 
Nr. 3 LlbG neu gefasst werden.  

Die Anlage 1 soll im fachlichen Schwerpunkt Naturwissenschaf-
ten, Mathematik aufgrund von Änderungen in der Hochschulstatis-
tik angepasst werden. 
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3. Gesetz über die Hochschule für den öffentlichen Dienst in 
Bayern 

Das Amt der Stellvertretung des Präsidenten wird analog dem 
Präsidentenamt als Beamtenverhältnis auf Zeit gem. § 4 Abs. 2 
Buchst. a des BeamtStG ausgestaltet. 

4. Bayerisches Besoldungsgesetz 

Um die Geltung des Verbots der Mehrfachberücksichtigung von 
Beschäftigungszeiten auch für Zeiten klarzustellen, die in allen 
Qualifikationsebenen für die Ausnahme von der Einstellung in 
dem besoldungsrechtlich festgelegten Eingangsamt nach Art. 14 
Abs. 1 Satz 2 und 3 LlbG herangezogen wurden, soll dies in 
Art. 31 Abs. 2 Satz 3 BayBesG aufgenommen werden. 

Das Familienzuschlagsrecht wird dahingehend vereinfacht, dass 
sowohl auf das Vorliegen einer gesetzlichen oder sittlichen Unter-
haltsverpflichtung als auch auf den Eigenmittelgrenzbetrag ver-
zichtet wird. Dadurch wird der Verwaltungsaufwand erheblich re-
duziert. 

Sofern Kinder in die Wohnung aufgenommen sind, ist künftig al-
leinige Voraussetzung eine generelle Kindergeldberechtigung. Im 
Gleichklang mit den bereits im Dienstrecht getroffenen Regelun-
gen zur Förderung und Anerkennung der Pflege von Angehörigen 
kann – im Gegensatz zur bundesrechtlichen Regelung – der Fami-
lienzuschlag der Stufe 1 auch für die Wohnungsaufnahme von 
nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen nahen Angehörigen 
(z. B. Eltern) gewährt werden. 

5. Bayerisches Umzugskostengesetz 

Zur Vereinfachung des Verwaltungsvollzugs wird der Verweis in 
Art. 10 BayUKG durch eine dynamische Verweisung auf die AUV 
ersetzt. 

Bei Behördenverlagerungen wird bei Nutzung öffentlicher Ver-
kehrsmittel die Beschränkung auf eine Mehrstrecke von 100 Kilo-
metern als Obergrenze durch die notwendigen Jahresfahrkosten 
der zweiten Klasse (maximal Jahres BahnCard 100) in Art. 12 
BayUKG ersetzt. Damit werden auch größere Mehrstrecken mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln erfasst. Der Mietkostenzuschuss 
nach Art. 12 BayUKG wird auf 300 Euro monatlich erhöht. 

6. Bayerisches Beamtenversorgungsgesetz 

Mit Art. 99a BayBeamtVG wird zum Ausgleich struktureller Unter-
schiede zwischen gesetzlicher Rentenversicherung und Beamten-
versorgung zusätzlich zur Nachversicherung eine ergänzende 
Versorgungsabfindung geschaffen, wenn sich Beamte wegen ei-
ner Beschäftigung im EU-Ausland entlassen lassen und die ver-
sorgungsrechtliche Wartezeit im Zeitpunkt des Ausscheidens er-
füllt ist. 

Promotionszeiten werden künftig als Kann-Vordienstzeiten den 
Zeiten für die Erbringung der Habilitationsleistungen gleichgestellt. 
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7. Bayerisches Personalvertretungsgesetz 

Dienstanfänger, Beamte und Beamtinnen im Vorbereitungsdienst 
und Auszubildende sollen künftig unabhängig von ihrem Lebensal-
ter zu den Jugend- und Auszubildendenvertretung wahlberechtigt 
und wählbar sein. 

Das Schriftformerfordernis im Rahmen der Mitbestimmung und 
Mitwirkung wird abgeschafft. 

 

C) Alternativen 

Die Datenschutz-Grundverordnung hat Anwendungsvorrang gegen-
über nationalem Recht. Eine Anpassung der bayerischen Rechtsvor-
schriften ist daher unumgänglich. Eine Beibehaltung der aktuellen 
personalaktenrechtlichen Vorschriften erschwert die Digitalisierung 
der Personalverwaltung erheblich.  

An Stelle einer zusätzlichen Versorgungsabfindung neben der Nach-
versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung wäre ein Alters-
geld vergleichbar der Regelung des Bundes denkbar, um der EuGH-
Rechtsprechung Rechnung zu tragen. Allerdings sprechen gegen ein 
Altersgeld allgemein insbesondere personalwirtschaftliche Gründe, 
die die Staatsregierung in einem Bericht vom 16.10.2012 an den 
Landtag ausführlich dargestellt hat, und die Tatsache, dass mit der zu-
sätzlichen Versorgungsabfindung eine weniger verwaltungsintensive 
Lösung für die von der EuGH-Rechtsprechung Betroffenen möglich ist. 

Im Übrigen: keine. 

 

D) Kosten 

Die Änderung des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglie-
der der Staatsregierung und des LlbG führt zu keinen Kosten für den 
Freistaat Bayern, Kommunen sowie für die Wirtschaft und Bürger. 

1. Auswirkungen der weiteren Gesetzesänderungen auf den 
Freistaat Bayern 

Die Regelungen zum Personalaktenrecht verursachen keine oder 
allenfalls marginale Auswirkungen. Der mit der möglichen Umstel-
lung auf eine elektronische Personalaktenverwaltung verbundene 
einmalige Verwaltungsaufwand ist finanziell nicht quantifizierbar. 
Eine belastbare Aussage über die für den Freistaat Bayern ent-
stehenden Aufwendungen ist aufgrund der Vielzahl unbekannter 
Faktoren schwer möglich. Im Gegenzug sind aufgrund der Effizi-
enzpotenziale, die eine Digitalisierung der Personalaktenführung 
eröffnet, für die Personalverwaltung langfristige Einsparungen in 
erheblicher Höhe zu erwarten, eine konkrete Prognose ist derzeit 
jedoch nicht möglich.  

Die sich aus der Änderung des Familienzuschlagsrechts ergeben-
den Mehrkosten sind mangels Kenntnis von Fallzahlen des künfti-
gen Berechtigtenkreises nur schwer zu kalkulieren. Es dürfte mit 
jährlichen Mehrkosten von rd. 2 Mio. Euro zu rechnen sein. Dem-
gegenüber steht jedoch eine erhebliche Reduzierung des Voll-
zugsaufwands und damit eine personelle Entlastung in den Bezü-
gestellen des Landesamts für Finanzen, wobei der konkrete Um-
fang ebenfalls schwer abschätzbar ist. 
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Die Anwendung der AUV in der jeweils aktuellen Fassung kann zu 
Mehrkosten führen, da insbesondere die dort geregelten Pauscha-
len seit 2005 erhöht wurden. Aufgrund geringer Fallzahlen von ca. 
20 bis 30 Auslandsumzügen pro Jahr sind diese jedoch vernach-
lässigbar. 

Die finanziellen Auswirkungen des geänderten Art. 12 BayUKG 
sind vom Antrags- und Fahrverhalten der Beschäftigten abhängig. 
Eine Prognose, für welche Variante des Auslagenersatzes sich die 
Beschäftigten bei Behördenverlagerungen aufgrund ihrer persönli-
chen Lebenssituation jeweils entscheiden, ist nicht möglich. Ins-
gesamt ist mit Mehrkosten im niedrigen sechsstelligen Bereich zu 
rechnen, da etwaigen Mehrkosten durch den Wegfall der 100 Ki-
lometer-Grenze bei öffentlichen Verkehrsmitteln Einsparungen 
durch den Umstieg von privaten Kraftfahrzeugen gegenüberste-
hen können. 

Die Mehrkosten durch die Zahlung einer zusätzlichen Versor-
gungsabfindung nach Art. 99a BayBeamtVG können nicht beziffert 
werden, da sie neben den Fallzahlen durch die individuellen Be-
rufsbiografien und insbesondere das Lebensalter des Beamten 
oder der Beamtin zum Zeitpunkt des Wechsels bestimmt werden. 
Allerdings ist auch in Zukunft nur mit einer geringen Fallzahl zu 
rechnen. 

Mehrkosten durch die Änderung des Art. 22 Satz 2 BayBeamtVG 
sind nicht zu erwarten. 

Die Erweiterung der Wahlberechtigung zu den Jugend- und Aus-
zubildendenvertretungen kann zu einer Erhöhung der Mitglieder-
zahl der Jugend- und Auszubildendenvertretungen und damit ggf. 
zu einem Mehrbedarf an Freistellungen führen. Die Erweiterung 
der Beteiligungsrechte für die Personalvertretung kann zu einem 
geringen Verwaltungsmehraufwand führen. 

Die Ausgestaltung des Amtes der Stellvertretung des Präsidenten 
der HföD im Beamtenverhältnis auf Zeit führt zu Minderausgaben 
des Freistaates, die nicht beziffert werden können. 

2. Auswirkungen der weiteren Gesetzesänderungen auf die 
Kommunen 

Eine Quantifizierung der finanziellen Auswirkungen der Änderun-
gen des Personalaktenrechts, von BayDG, BayBesG, AUV, Bay-
UKG, BayBeamtVG und BayPVG auf die Kommunen ist nicht 
möglich, da die Ausgaben im Wesentlichen von der Personalstruk-
tur der einzelnen kommunalen Dienstherren abhängig sind. Im 
Wesentlichen gelten die für den Freistaat dargelegten Ausführun-
gen entsprechend. 

Die Änderung des HföDG führt zu keinen Kosten für die Kommu-
nen. 

3. Auswirkungen der weiteren Gesetzesänderungen auf die 
Wirtschaft und Bürger 

Für Wirtschaft und Bürger entstehen keine finanziellen Aufwen-
dungen.  
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Gesetzentwurf 

zur Änderung personalaktenrechtlicher und weite-
rer dienstrechtlicher Vorschriften 

 

§ 1 
Änderung des Gesetzes über die Rechtsverhält-

nisse der Mitglieder der Staatsregierung 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mit-
glieder der Staatsregierung in der in der Bayerischen 
Rechtssammlung (BayRS 1102-1-F) veröffentlichten 
bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 3 des Ge-
setzes vom 24. April 2017 (GVBl. S. 81) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Der Überschrift werden die Wörter „(Bayerisches 
Ministergesetz – BayMinG)“ angefügt. 

2. Art. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Rechtsstellung“. 

b) Im Wortlaut wird die Fußnote 1 gestrichen. 

3. In Art. 2 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Vereidigung“. 

4. In Art. 3 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Tätigkeitsbeschränkungen“. 

5. In Art. 3a wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Nebentätigkeit in Gesellschaftsorganen“. 

6. In Art. 3b wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Vergütung aus  
Nebentätigkeiten und Rückgriffshaftung“. 

7. Art. 3c wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Ausschluss bei Interessenskollision“. 

b) In Satz 1 werden die Wörter „in der jeweils 
geltenden Fassung“ gestrichen. 

c) In Satz 2 werden die Buchst. a und b die 
Nrn. 1 und 2. 

8. In Art. 4 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Erholungsurlaub“. 

9. In Art. 5 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Verschwiegenheitspflicht“. 

10. In Art. 6 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Zeugenaussage und Gutachtenerstattung“. 

11. Art. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Amtspflichtverletzung und Amtshaftung“. 

b) In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Art. 59 in 
Verbindung mit Art. 61 Abs. 2 der Verfas-
sung

1)
 sowie nach Art. 31 bis 43 des Gesetzes 

über den Verfassungsgerichtshof
2)

“ durch die 
Wörter „den Art. 59 der Verfassung in Verbin-
dung mit Art. 61 Abs. 2 der Verfassung sowie 
nach den Art. 31 bis 43 des Gesetzes über 
den Bayerischen Verfassungsgerichtshof“ er-
setzt. 

12. In Art. 8 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Ende des Amtsverhältnisses  
des Ministerpräsidenten“. 

13. In Art. 9 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Ende des Amtsverhältnisses  
der Staatsminister und Staatssekretäre“. 

14. Art. 10 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Amtsbezüge“. 

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 1 werden die Spiegelstriche 1 bis 3 
die Buchst. a bis c. 

bb) In Nr. 2 wird die Angabe „Art. 36 Abs. 4 
BayBesG“ durch die Wörter „Art. 36 Abs. 1 
Satz 2 bis 4 BayBesG“ ersetzt. 

cc) In Nr. 3 werden die Spiegelstriche 1 bis 4 
die Buchst. a bis d. 

c) In Abs. 5 Satz 2 werden die Wörter „Art. 14 
oder 15 des Abgeordnetenstatuts des Europä-
ischen Parlaments (Beschluss 2005/684/EG, 
Euratom des Europäischen Parlaments vom 
28. September 2005 zur Annahme des Abge-
ordnetenstatuts des Europäischen Parlaments 
– ABl L 262 S. 1; im Folgenden: Abgeordne-
tenstatut)“ durch die Wörter „Art. 14 oder 
Art. 15 des Beschlusses 2005/684/EG des Eu-
ropäischen Parlaments (Abgeordnetenstatut)“ 
ersetzt. 

15. In Art. 11 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Erkrankung“. 
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16. In Art. 12 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Entschädigung für Umzugs-  
und Reisekosten, Verordnungsermächtigung“. 

17. In Art. 13 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Versorgung“. 

18. In Art. 14 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Übergangsgeld“. 

19. In Art. 15 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Ruhegehalt“. 

20. In Art. 16 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Hinterbliebenenversorgung“. 

21. In Art. 16a wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Überbrückungsgeld für Hinterbliebene“. 

22. In Art. 17 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Hinterbliebenenunfallfürsorge“. 

23. In Art. 18 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Zusammentreffen  
von Übergangsgeld und Ruhegehalt“. 

24. Art. 19 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Ehrensold und Unterhaltsbeitrag“. 

b) In Abs. 1 Satz 2 wird die Fußnote 3 gestri-
chen. 

25. In Art. 20 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Rechtsstellung von Beamten und Richtern“. 

26. In Art. 21 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Einkommen  
aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst“. 

27. Art. 22 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Anrechnung anderer Bezüge“. 

b) Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Für ehemalige Mitglieder der Staats-
regierung und ihre Hinterbliebenen gelten die 
Art. 85 und 86 BayBeamtVG sinngemäß.“ 

28. In Art. 23 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Durchführungsvorschriften“. 

29. In Art. 24 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Übergangsregelungen“. 

30. Art. 25 wird wie folgt geändert:  

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Übergangsregelungen zu  
dem bis zum 30. Juni 1993 geltenden Recht“. 

b) In Abs. 4 werden nach den Wörtern „des Fünf-
ten Gesetzes zur Änderung besoldungsrechtli-
cher Vorschriften“ die Wörter „vom 28. Mai 1990 
(BGBl. I S. 967)“ eingefügt. 

31. In Art. 25a wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Übergangsregelungen  
zu dem bis 31. Juli 1998 geltenden Recht“. 

32. In Art. 25b wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Übergangsregelungen  
zu dem bis 31. Dezember 1998 geltenden Recht“. 

33. In Art. 25c wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Übergangsregelungen  
zu dem bis 31. Dezember 2002 geltenden Recht“. 

34. In Art. 25d wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Übergangsregelungen  
zu dem bis 31. Dezember 2003 geltenden Recht“. 

35. In Art. 25e wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Übergangsregelungen  
zu dem bis 31. Dezember 2010 geltenden Recht“. 

36. Art. 26 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Inkrafttreten“. 

b) Im Wortlaut wird die bisherige Fußnote 4 die 
Fußnote 1. 

 

§ 2 
Änderung des Bayerischen Beamtengesetzes 

Das Bayerische Beamtengesetz (BayBG) vom 
29. Juli 2008 (GVBl. S. 500, BayRS 2030-1-1-F), das 
zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 12. Juli 2017 
(GVBl. S. 362) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen. 

2. Art. 1 Abs. 3 wird aufgehoben. 

3. In Art. 47 Abs. 3 wird das Wort „(mindestens)“ 
durch das Wort „mindestens“ ersetzt. 

4. In Art. 67 Abs. 1 wird das Wort „(amts-)ärztliche“ 
durch das Wort „ärztliche“ ersetzt. 

5. In Art. 91 Abs. 4 Satz 1 wird das Wort „(Plan-)Stel-
len“ durch das Wort „Stellen“ und das Wort  
„(Plan-)Stelle“ durch das Wort „Stelle“ ersetzt. 

6. Art. 95 Abs. 1 Satz 3 wird aufgehoben. 
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7. In Art. 100 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „beauf-
tragt“ durch das Wort „betraut“ ersetzt. 

8. Die Überschrift des Teils 4 Abschnitt 8 wird durch 
folgende Überschriften ersetzt: 

„Abschnitt 8 
Personalakten  

und Einsatz automatisierter Verfahren 

Unterabschnitt 1 
Verarbeitung personenbezogener Daten“. 

9. Die Art. 102 und 103 werden durch folgenden 
Art. 103 ersetzt: 

„Art. 103 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

1
Der Dienstherr darf personenbezogene Daten 

über Bewerber und Bewerberinnen sowie aktive 
und ehemalige Beamte und Beamtinnen verarbei-
ten, soweit dies 

1. zur Durchführung organisatorischer, personel-
ler und sozialer Maßnahmen, insbesondere zu 
Zwecken der Personalverwaltung oder Perso-
nalwirtschaft erforderlich ist,  

2. zusätzlich bei der Verarbeitung besonderer 
Kategorien personenbezogener Daten Art. 8 
Abs. 1 Nr. 2, 3 und 5 sowie Abs. 2 des Bayeri-
schen Datenschutzgesetzes (BayDSG) erlaubt 

und nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 
2
Die 

Verarbeitung darf nur durch Beschäftigte erfolgen, 
die vom Dienstherrn mit der Bearbeitung von Per-
sonalangelegenheiten betraut sind. 

3
Unbeschadet 

der Sätze 1 und 2 dürfen Daten nach Satz 1 auch 
zu Zwecken der Rechnungsprüfung verarbeitet 
werden.“ 

10. Vor Art. 104 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Unterabschnitt 2 
Personalakten“. 

11. Art. 104 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 104 
Führung der Personalakte“. 

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „und in Teilen 
oder vollständig elektronisch geführt“ ge-
strichen. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„
3
Eine Beschäftigungsbehörde, die nicht 

zugleich personalverwaltende Behörde ist, 
oder weitere personalverwaltende Behör-
den dürfen eine weitere Personalakte 
(Nebenakte) aus Unterlagen führen, die 
sich auch in der Grundakte oder Teilakten 
befinden, soweit deren Kenntnis für die Er-
ledigung ihrer Aufgaben erforderlich ist.“ 

cc) Satz 5 wird aufgehoben. 

c) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt: 

„(2) 
1
Die Personalakte kann in Teilen (Hy-

bridakte) oder vollständig elektronisch geführt 
werden. 

2
Gehen elektronische Unterlagen auf 

die Erfassung papiergebundener Unterlagen 
zurück, darf auch die ursprüngliche Papierfas-
sung gesondert zu Beweiszwecken aufbe-
wahrt werden. 

3
Im Übrigen gelten für die Pa-

pierfassung die personalaktenrechtlichen Vor-
schriften entsprechend. 

4
Bei der Erfassung ist 

entsprechend dem Stand der Technik sicher-
zustellen, dass die elektronischen Dokumente 
mit den Papierdokumenten bildlich und inhalt-
lich übereinstimmen, wenn sie lesbar gemacht 
werden. 

5
Bei Hybridakten ist im Verzeichnis 

nach Abs. 1 Satz 4 anzugeben, welche Akten-
teile in welcher Form geführt werden.“ 

d) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3. 

12. Art. 105 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 werden in Halbsatz 1 die Wörter „in 
einer von der übrigen Personalverwaltung ge-
trennten Organisationseinheit“ durch die Wör-
ter „nur von Beschäftigten einer von der übri-
gen Personalverwaltung getrennten Organisa-
tionseinheit oder der zuständigen Rechnungs-
prüfung“ ersetzt und Halbsatz 2 wird gestri-
chen. 

b) In Satz 4 werden nach dem Wort „Beihilfe-
zwecke“ die Wörter „und Zwecke der Rech-
nungsprüfung“ eingefügt. 

c) In Satz 5 werden die Wörter „vom 22. Dezem-
ber 2010 (BGBl I S. 2262, 2275)“ gestrichen. 

13. Art. 107 wird wie folgt gefasst: 

„Art. 107 
Auskunft an Beamte und Beamtinnen 

(1) 
1
Während und nach Beendigung des Be-

amtenverhältnisses können Beamte und Beamtin-
nen Auskunft aus ihrer Personalakte und aus an-
deren Akten, die personenbezogene Daten über 
sie enthalten und für das Dienstverhältnis verar-
beitet werden, in Form der Einsichtnahme verlan-
gen. 

2
Im Übrigen bestimmt die personalaktenfüh-

rende Behörde, wie die Auskunft gewährt wird. 

(2) Nicht der Auskunft unterliegen: 

1. Feststellungen über den Gesundheitszustand, 
soweit zu befürchten ist, dass die betroffene 
Person bei Kenntnis des Befunds weiteren 
Schaden an der Gesundheit nimmt, 

2. Sicherheitsakten, 

3. in Form der Einsichtnahme Daten einer betrof-
fenen Person, die mit Daten Dritter oder ge-
heimhaltungsbedürftigen nicht personenbezo-
genen Daten derart verbunden sind, dass ihre 
Trennung nicht oder nur mit unverhältnismä-
ßig großem Aufwand möglich ist. 
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(3) 
1
Auf Verlangen wird eine vollständige oder 

teilweise Kopie zur Verfügung gestellt, sofern dies 
keinen unverhältnismäßigen zeitlichen oder per-
sonellen Aufwand verursacht. 

2
Für die Erteilung 

einer zweiten und jeder weiteren Kopie werden 
Schreibauslagen nach Art. 10 Abs. 2 des Kosten-
gesetzes erhoben.“ 

14. Art. 108 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 108 
Übermittlung von Personalakten  

und Auskunft an nicht betroffene Personen“. 

b) Abs. 1 wird durch die folgenden Abs. 1 bis 3 
ersetzt: 

„(1) Eine Übermittlung oder eine Auskunft 
aus der Personalakte an Behörden eines an-
deren Dienstherrn ist für die in Art. 103 Satz 1 
genannten Zwecke nur mit Einwilligung des 
Beamten oder der Beamtin zulässig. 

(2) Ohne Einwilligung des Beamten oder 
der Beamtin darf die Personalakte den zu-
ständigen Behörden oder anderen Stellen 
übermittelt werden, soweit dies erforderlich ist 

1. zur Erstellung ärztlicher Gutachten im Auf-
trag der personalverwaltenden Behörde 
oder der Pensionsbehörde, 

2. für die Festsetzung, Berechnung und 
Rückforderung der Besoldung, der Ver-
sorgung oder für die Prüfung der Kinder-
geldberechtigung, 

3. für die Prüfung und Durchführung der Bu-
chung von Einzahlungen von den Betrof-
fenen oder von Auszahlungen an die Be-
troffenen oder 

4. für die Durchführung von Auswertungen 
für anonymisierte Statistik- und Berichts-
zwecke und deren Abruf. 

(3) 
1
Die Verarbeitung von Personalakten-

daten im Auftrag der personalverwaltenden 
Behörde im Sinn des Art. 28 der Verordnung 
(EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverord-
nung) ist nur zulässig, soweit sie als unterstüt-
zende Dienstleistung im Rahmen der über-
wiegend automatisierten Erledigung von Auf-
gaben der Behörde zur Vermeidung von Stö-
rungen im Geschäftsablauf des Dienstherrn 
oder zur Realisierung erheblich wirtschaftli-
cherer Arbeitsabläufe erforderlich ist. 

2
Die Be-

auftragung einer nicht öffentlichen Stelle als 
Auftragsverarbeiter setzt voraus, dass die mit 
der Verarbeitung von Personalaktendaten be-
fassten Beschäftigten nach dem Verpflich-
tungsgesetz zur Wahrung der Daten verpflich-
tet werden.“ 

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 4. 

d) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 5 und wird wie 
folgt geändert:  

aa) Der Wortlaut wird Satz 1 und wird wie folgt 
geändert: 

aaa) Vor Nr. 1 wird folgende Nr. 1 einge-
fügt: 

„1. zu den in Abs. 2 genannten 
Zwecken,“. 

bbb) Die bisherige Nr. 1 wird Nr. 2. 

ccc) Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 3 und es 
wird das Wort „zwingend“ angefügt. 

ddd) Im Satzteil nach Nr. 3 wird das Wort 
„zwingend“ gestrichen. 

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„
2
Soweit eine Auskunft für die in Abs. 2 

genannten Zwecke ausreichend ist, unter-
bleibt eine Übermittlung.“ 

e) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5 und wird wie 
folgt gefasst: 

„(5) 
1
Übermittlung und Auskunft sind auf 

den jeweils erforderlichen Umfang zu be-
schränken. 

2
Ein automatisierter Datenabruf 

durch andere Behörden ist unzulässig, soweit 
durch besondere Rechtsvorschrift nichts ande-
res bestimmt ist.“ 

15. In Art. 109 Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „Der 
Neubeginn der Verjährung tritt nicht ein,“ durch 
die Wörter „Satz 2 gilt nicht,“ ersetzt. 

16. Art. 110 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Aussonde-
rung“ durch die Wörter „Aufbewahrung und 
Vernichtung“ ersetzt. 

b) Dem Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„
3
Kann der nach Satz 2 Nr. 2 maßgebliche 

Zeitpunkt nicht festgestellt werden, ist Art. 10 
Abs. 3 Satz 3 des Bayerischen Archivgesetzes 
entsprechend anzuwenden.“ 

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Wörter „Unterlagen, 
aus denen die Art der Erkrankung ersicht-
lich ist, sind“ durch die Wörter „Sofern aus 
ihnen die Art der Erkrankung ersichtlich 
ist, sind sie“ ersetzt. 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 einge-
fügt: 

„
3
Elektronisch gespeicherte Beihilfebelege 

sind spätestens ein Jahr nach Ablauf des 
Jahres, in dem die Unterlagen elektronisch 
erfasst wurden, zu löschen, sofern sie 
nicht darüber hinaus für die Bearbeitung 
oder auf Grund sonstiger gesetzlicher Vor-
schriften benötigt werden.“ 
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cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und wird 
wie folgt gefasst: 
„4

Arzneimittelverordnungen im Sinn des 
§ 1 des Gesetzes über Rabatte für Arz-
neimittel sind zur Geltendmachung von 
Rabatten nach diesem Gesetz nicht zu-
rückzugeben. 

dd) Es wird folgender Satz 5 angefügt: 

„
5
Die Vernichtung dieser Arzneimittelver-

ordnungen erfolgt unverzüglich, sobald sie 
für die dort geregelten Zwecke nicht mehr 
benötigt werden, spätestens jedoch zehn 
Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem die 
Arzneimittelverordnungen elektronisch er-
fasst wurden.“ 

d) Abs. 5 wird aufgehoben. 

17. Nach Art. 110 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Unterabschnitt 3 
Einsatz automatisierter Verfahren“. 

18. Art. 111 wird wie folgt gefasst: 

„Art. 111 
Einsatz automatisierter Verfahren 

(1) 
1
Für die in Art. 103 genannten Zwecke dür-

fen automatisierte Verfahren eingesetzt werden, in 
denen auch Personalaktendaten verarbeitet wer-
den dürfen. 

2
Werden Personalaktendaten verar-

beitet, sind insoweit die Art. 103 sowie 108 bis 
110 entsprechend anzuwenden. 

3
Personalakten-

daten im Sinn des Art. 105 dürfen zudem nur im 
Rahmen ihrer Zweckbestimmung und nur von den 
übrigen Personaldateien technisch und organisa-
torisch getrennt verarbeitetet werden. 

(2) 
1
Eine beamtenrechtliche Entscheidung darf 

nur dann auf einer ausschließlich automatisierten 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten be-
ruhen, wenn einem vorausgegangenen Antrag 
des Beamten oder der Beamtin vollständig ent-
sprochen wird. 

2
Die Kürzung auf Grund der Rege-

lung in Art. 96 Abs. 3 Satz 5 ist insofern unschäd-
lich. 

3
Dem Beamten oder der Beamtin sind die 

über ihn oder sie in einem automatisierten Verfah-
ren nach Abs. 1 Satz 1 gespeicherten Daten auf 
Verlangen mitzuteilen. 

4
Die Verarbeitungs- und 

Nutzungsformen automatisierter Personalverwal-
tungsverfahren sind zu dokumentieren und ein-
schließlich des jeweiligen Verwendungszwecks 
sowie der regelmäßigen Empfänger und des In-
halts automatisierter Datenübermittlung allgemein 
bekanntzugeben.“ 

19. Art. 117 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird das Wort „Beauftragten“ durch 
das Wort „Vertretern“ ersetzt. 

b) In Satz 3 wird das Wort „Beauftragte“ durch 
das Wort „Vertreter“ ersetzt. 

20. In Art. 121 Abs. 4 werden in Halbsatz 1 die Wörter 
„oder die Landesbeauftragte“ gestrichen und wer-
den in Halbsatz 2 die Wörter „Art. 29 des Bayeri-
schen Datenschutzgesetzes“ durch die Angabe 
„Art. 19 BayDSG“ ersetzt. 

 

§ 3 
Änderung des HföD-Gesetzes 

Das HföD-Gesetz (HföDG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. Oktober 2003 (GVBl. S. 818, 
BayRS 2030-1-3-F), das zuletzt durch § 2 des Geset-
zes vom 13. Dezember 2016 (GVBl. S. 354) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift wird das Wort „ , Verordnungs-
ermächtigung“ angefügt. 

b) In Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Verordnung“ 
durch das Wort „Rechtsverordnung“ ersetzt. 

2. In Art. 6 Abs. 4 wird die Angabe „und 3“ gestri-
chen. 

3. Art. 6a wird wie folgt gefasst: 

„Art. 6a 
Vertretung des Präsidenten 

(1) 
1
Der ständige Vertreter des Präsidenten 

wird durch das Staatsministerium ernannt und be-
stellt. 

2
Im Übrigen gilt Art. 6 Abs. 1 und 4 entspre-

chend. 

(2) 
1
Der ständige Vertreter unterstützt den 

Präsidenten bei der Wahrnehmung der Aufgaben 
nach Art. 6 Abs. 2 und 3 und vertritt ihn bei Ver-
hinderung. 

2
Der Präsident kann dem ständigen 

Vertreter bestimmte Aufgaben zur selbstständigen 
Erledigung übertragen.“ 

4. In Art. 7 Abs. 1 Nr. 3 wird die Angabe „Art. 2 
Abs. 2“ durch die Angabe „Art. 2 Satz 3“ ersetzt. 

5. Art. 9 wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift wird das Wort „ , Verordnungs-
ermächtigung“ angefügt. 

b) In Abs. 2 Satz 3 wird vor der Angabe „Nr. 1“ 
die Angabe „Satz 2“ eingefügt. 

6. In Art. 10 Abs. 3 werden die Wörter „Verordnung 
über die Errichtung der Fachbereiche (Art. 9 
Abs. 1 Satz 3)“ durch die Wörter „Rechtsverord-
nung nach Art. 9 Abs. 1 Satz 2“ ersetzt. 

7. Art. 22 wird aufgehoben. 

8. In den Art. 3, 14, 18, 19 wird der Überschrift je-
weils das Wort „ , Verordnungsermächtigung“ an-
gefügt. 
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§ 4 
Änderung des Leistungslaufbahngesetzes 

Das Leistungslaufbahngesetz (LlbG) vom 5. Au-
gust 2010 (GVBl. S. 410, 571, BayRS 2030-1-4-F), 
das zuletzt durch Art. 73a Abs. 4 des Gesetzes vom 
……. 2018 (GVBl. S. ……) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. In Art. 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 Halbsatz 1 und 2 
wird jeweils das Wort „Hauptschulabschluss“ 
durch die Wörter „Hauptschul- oder Mittelschulab-
schluss“ ersetzt. 

2. In Art. 14 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „nur“ gestri-
chen. 

3. In Art. 15 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b wird das 
Wort „Wehrpflichtgesetz“ durch das Wort „Solda-
tengesetz“ ersetzt. 

4. Art. 17 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 werden die Nrn. 2 bis 4 durch die 
folgenden Nrn. 2 und 3 ersetzt: 

„2. vor Ablauf einer Erprobungszeit von drei 
Monaten auf einem höher bewerteten 
Dienstposten, 

 3. vor Ablauf einer Dienstzeit von 

a) zwei Jahren bis zu einem Amt der Be-
soldungsgruppe A 9 mit Amtszulage, 

b) drei Jahren ab einem Amt der Besol-
dungsgruppe A 10 

nach der letzten Beförderung oder nach 
Dienstzeitbeginn bei Einstellung in einem 
Beförderungsamt.“ 

b) Es wird folgender Satz 4 angefügt:  

„
4
Satz 3 Nr. 3 gilt nicht, wenn das bisherige 

Amt nicht durchlaufen zu werden brauchte o-
der wenn ein einer höheren Besoldungsgrup-
pe angehörendes Eingangsamt oberhalb der-
selben Qualifikationsebene oder ein Eingang-
samt der nächsthöheren Qualifikationsebene 
nach Erwerb der Qualifikation gemäß Art. 6 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 oder Nr. 5 übertragen 
wird.“  

5. In Art. 18 Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „eine 
Staatsanwältin“ durch die Wörter „einer Staatsan-
wältin“ ersetzt. 

6. In Art. 22 wird der Überschrift das Wort „ , Verord-
nungsermächtigung“ angefügt. 

7. In Art. 27 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 wird das Wort 
„(Hospitation)“ gestrichen. 

8. In Art. 29 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „Aus-
händigung (Zustellung)“ durch das Wort „Zustel-
lung“ ersetzt. 

9. In Art. 34 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „(handwerk-
lichen)“ gestrichen. 

10. In Art. 49 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Qualifikati-
onserwerbs“ durch das Wort „Qualifikationser-
werb“ ersetzt. 

11. In Art. 66 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „(Anpas-
sungsfortbildung)“gestrichen. 

12. In Art. 67 wird die Überschrift wie folgt gefasst: 

„Art. 67 
Verordnungsermächtigung“. 

13. In Art. 68 wird der Überschrift das Wort „ , Verord-
nungsermächtigung“ angefügt. 

14. In Anlage 1 Spalte 1 „Fachlaufbahn“ Stichpunkt 
„Naturwissenschaft und Technik“ wird in Spalte 2 
„Fachlicher Schwerpunkt“ der Nr. 1 das Wort 
„ , Informatik“ angefügt. 

 

§ 5 
Änderung des Bayerischen Disziplinargesetzes 

Das Bayerische Disziplinargesetz (BayDG) vom 
24. Dezember 2005 (GVBl. S. 665, BayRS 2031-1-1-
F), das zuletzt durch Art. 73a Abs. 5 des Gesetzes 
vom ……….2018 (GVBl. S. …., BayRS 301-1-J) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen. 

2. Dem Art. 18 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

„(6) In den Fällen der Abs. 4 und 5 werden die 
einem anderen Rechtsträger entstehenden Kos-
ten des Verfahrens vom Dienstherrn erstattet.“ 

 

§ 6 
Änderung des Bayerischen Besoldungsgesetzes 

Das Bayerische Besoldungsgesetz (BayBesG) 
vom 5. August 2010 (GVBl. S. 410, 764, BayRS 2032-
1-1-F), das zuletzt durch Art. 73a Abs. 7 des Geset-
zes vom … (GVBl. S. …..BayRS 301-1-J) (Landtags-
drucksache 17/18836) und [Nachtragshaushaltsge-
setz 2018] geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen. 

2. Art. 31 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 2 Buchst. b wird das Wort „Wehr-
pflichtgesetz“ durch das Wort „Soldaten-
gesetz“ ersetzt. 

bb) In Nr. 4 werden die Wörter „oder einer“ 
gestrichen. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 3 wird durch die folgenden Sätze 3 
und 4 ersetzt: 

„³Die für die Ausnahme nach Art. 14 
Abs. 1 Satz 3 LlbG herangezogenen Be-
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schäftigungszeiten werden nicht aner-
kannt. 

4
Für die darüber hinausgehenden 

Zeiten sind in diesen Fällen die Besonder-
heiten des Einzelfalls zu berücksichtigen.“ 

bb) Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden die 
Sätze 5 und 6. 

c) In Abs. 6 wird die Angabe „Abs. 1, 2 Satz 3“ 
durch die Angabe „Abs. 1, 2 Satz 3 und 4“ er-
setzt. 

3. Art. 35 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Wörter „des § 64 oder 65 
EStG oder des § 3 oder 4 BKGG“ durch die 
Wörter „des § 64 oder § 65 EStG oder des § 3 
oder § 4 BKGG“ ersetzt. 

b) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„
3
Art. 36 Abs. 3 Satz 3 und Abs. 6 gelten ent-

sprechend.“ 

4. Art. 36 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nr. 3 werden die Wörter „ , der 
früheren Ehegattin, dem früheren Lebens-
partner oder der früheren Lebenspartnerin 
im Sinn des § 1 des Lebenspartnerschafts-
gesetzes“ durch die Wörter „oder dem 
früheren Lebenspartner im Sinn des § 1 
des Lebenspartnerschaftsgesetzes“ er-
setzt. 

bb) Die Sätze 2 bis 5 werden wie folgt gefasst: 

„
2
Der Beamte oder die Beamtin erhält den 

Betrag der Stufe 1 des maßgebenden Fa-
milienzuschlags zur Hälfte, wenn der Ehe-
gatte 

1. in einem Beamten-, Richter-, Soldaten- 
oder Arbeitnehmerverhältnis im öffent-
lichen Dienst steht oder  

2. auf Grund einer Tätigkeit im öffentli-
chen Dienst eine Versorgungsberech-
tigung nach beamtenrechtlichen Grund-
sätzen hat  

und dem Ehegatten ebenfalls der Famili-
enzuschlag der Stufe 1 oder einer der fol-
genden Stufen oder eine entsprechende 
Leistung in Höhe von mindestens der Hälf-
te des Höchstbetrags der Stufe 1 des Fa-
milienzuschlags zustehen würde. 

3
Dies gilt 

auch für die Zeit, für die die Ehefrau des 
Beamten Mutterschaftsgeld bezieht. 

4
Art. 6 

findet auf den Betrag keine Anwendung, 
wenn einer der Ehegatten vollbeschäftigt 
oder nach beamtenrechtlichen Grundsät-
zen versorgungsberechtigt ist oder beide 
Ehegatten in Teilzeit beschäftigt sind und 
dabei zusammen mindestens die regel-
mäßige Arbeitszeit bei Vollbeschäftigung 

erreichen. 
5
Die Sätze 2 bis 4 gelten ent-

sprechend für Beamte und Beamtinnen in 
einer Lebenspartnerschaft.“ 

b) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt: 

„(2) 
1
Zur Stufe 1 gehören auch Beamte 

und Beamtinnen, die 

1. ein Kind, für das ihnen Kindergeld nach 
dem Einkommensteuergesetz oder nach 
dem Bundeskindergeldgesetz zusteht oder 
ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65 
EStG oder des § 3 oder § 4 BKGG zu-
stehen würde,  

2. einen nach ärztlichem Gutachten pflege-
bedürftigen nahen Angehörigen oder 

3. eine andere Person, deren Hilfe sie aus 
gesundheitlichen Gründen bedürfen, 

nicht nur vorübergehend in ihre Wohnung auf-
genommen haben. 

2
Beanspruchen mehrere 

nach Satz 1 Anspruchsberechtigte, Arbeitneh-
mer und Arbeitnehmerinnen im öffentlichen 
Dienst oder auf Grund einer Tätigkeit im öf-
fentlichen Dienst Versorgungsberechtigte ei-
nen Familienzuschlag der Stufe 1 oder eine 
entsprechende Leistung wegen der Aufnahme 

1. einer Person oder mehrerer Personen im 
Sinn des Satzes 1 Nr. 1 bis 3 in die ge-
meinsam bewohnte Wohnung oder  

2. derselben Person in jeweils ihre Wohnun-
gen, 

wird der Betrag der Stufe 1 des für den Be-
rechtigten oder die Berechtigte maßgebenden 
Familienzuschlags nach der Zahl der Berech-
tigten anteilig gewährt.“ 

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3 und in Satz 1 
werden die Wörter „des § 64 oder 65 EStG 
oder des § 3 oder 4 BKGG“ durch die Wörter 
„des § 64 oder § 65 EStG oder des § 3 oder 
§ 4 BKGG“ ersetzt. 

d) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und wird wie 
folgt gefasst: 

„(4) 
1
Beamte und Beamtinnen, die nicht 

zur Stufe 1 gehören und denen Kindergeld 
nach dem Einkommensteuergesetz oder dem 
Bundeskindergeldgesetz zusteht oder ohne 
Berücksichtigung des § 64 oder § 65 EStG 
oder des § 3 oder § 4 BKGG zustehen würde, 
erhalten zusätzlich zum Grundgehalt den Un-
terschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der 
Stufe des Familienzuschlags, der der Anzahl 
der berücksichtigungsfähigen Kinder ent-
spricht. 

2
Abs. 3 Satz 3 und Abs. 6 gelten ent-

sprechend.“ 

e) Der bisherige Abs. 3a wird Abs. 5 und die An-
gabe „Abs. 2 und 3“ wird durch die Wörter „Die 
Abs. 3 und 4“ ersetzt. 
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f) Der bisherige Abs. 4 wird aufgehoben. 

g) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6 und in Satz 1 
Halbsatz 2 wird die Angabe „Abs. 3a“ durch 
die Angabe „Abs. 5“ ersetzt. 

h) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 7 und in Satz 1 
Halbsatz 1 wird die Angabe „Abs. 1, 4 und 5“ 
durch die Angabe „Abs. 1, 2 und 6“ ersetzt. 

i) Der bisherige Abs. 7 wird Abs. 8 und die An-
gabe „(Abs. 6)“ wird durch die Angabe 
„(Abs. 7)“ ersetzt. 

5. In Art. 38 Satz 2 wird die Angabe „§ 54 Abs. 3 
Satz 3 Halbsatz 2“ durch die Angabe „§ 54 Abs. 4 
Satz 4 Halbsatz 2“ ersetzt. 

6. Art. 108 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 3 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Abs. 4 bis 9 werden die Abs. 3 
bis 8. 

c) Der bisherige Abs. 10 wird Abs. 9 und wie 
folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird aufgehoben. 

bb) Die Satznummerierung im bisherigen 
Satz 2 wird gestrichen. 

d) Der bisherige Abs. 11 wird Abs. 10 und in 
Satz 1 werden die Wörter „oder der jeweiligen 
Lebenspartnerin“ gestrichen. 

e) Der bisherige Abs. 12 wird Abs. 11. 

f) Nach Abs. 11 wird folgender Abs. 12 angefügt: 

„(12) Berechtigten, denen am 30. Ju-
ni 2018 ein Familienzuschlag der Stufe 1 nach 
Art. 36 Abs. 1 Satz 2 bis 4 in der an diesem 
Tag geltenden Fassung zustand, wird dieser 
Zuschlag weitergewährt, solange seine Tatbe-
standsvoraussetzungen vorliegen.“ 

7. Art. 111 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 2 wird die Angabe „Art. 108 Abs. 12“ 
durch die Angabe „Art. 108 Abs. 11“ ersetzt. 

b) Nach Nr. 2 wird folgende Nr. 3 angefügt: 

„3. Art. 108 Abs. 12 mit Ablauf des 30. Juni 
2022.“ 

c) Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 4. 

 

§ 7 
Änderung  

des Bayerischen Umzugskostengesetzes 

Das Bayerische Umzugskostengesetz (BayUKG) 
vom 24. Juni 2005 (GVBl. S. 192, BayRS 2032-5-1-F), 
das zuletzt durch Art. 73a Abs. 8 des Gesetzes vom 
…….. (GVBl. S. …., BayRS 301-1-J) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 2 Abs. 2 werden die Wörter „(Lebenspart-
ner und Lebenspartnerin im Sinn des § 1 des Le-
benspartnerschaftsgesetzes)“ gestrichen. 

2. In Art. 10 werden die Wörter „Gesetzes über die 
Umzugskostenvergütung für die Bundesbeamten, 
Richter im Bundesgebiet und Soldaten“ durch das 
Wort „Bundesumzugskostengesetzes“ und die 
Wörter „Verordnung über die Umzugskostenver-
gütung bei Auslandsumzügen (Auslandsumzugs-
kostenverordnung – AUV) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. November 2003 (BGBl I 
S. 2360), zuletzt geändert durch Art. 14 des Ge-
setzes vom 26. Mai 2005 (BGBl I S. 1418)“ durch 
das Wort „Auslandsumzugskostenverordnung“ er-
setzt. 

3. Art. 12 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Sätze 1 und 2 werden durch folgenden 
Satz 1 ersetzt: 

„
1
Wurde auf die Zusage der Umzugskosten-

vergütung verzichtet, erhalten Berechtigte für 
die durchgeführten Fahrten von ihrer Woh-
nung zur neuen Dienststelle, soweit die Weg-
strecke zur bisherigen Dienststelle überschrit-
ten wird, bei Nutzung 

1. ihres privaten Kraftfahrzeugs 0,20 € pro 
Kilometer oder bei Vorliegen triftiger Grün-
de 0,30 € pro Kilometer, höchstens jedoch 
für eine einfache Wegstrecke von 100 Ki-
lometern oder 

2. regelmäßig verkehrender Beförderungs-
mittel eine Fahrtkostenerstattung nach 
Maßgabe des Art 5 Abs. 1 des Bayeri-
schen Reisekostengesetzes, höchstens je-
doch bis zu den notwendigen Jahresfahrt-
kosten der zweiten Klasse.“ 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2, die Wörter 
„der Sätze 1 und 2“ werden durch die Wörter 
„des Satzes 1“ und die Angabe „250 €“ durch 
die Angabe „300 €“ ersetzt. 

c) Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden die Sät-
ze 3 und 4. 

4. Nach Art. 15 wird folgender Art. 15a eingefügt: 

„Art. 15a  
Übergangsregelung 

Für Fahrten, die bis einschließlich 31. Dezem-
ber 2017 durchgeführt wurden, wird Auslagener-
satz gemäß Art. 12 in der bis zum 31. Dezember 
2017 geltenden Fassung gewährt.“ 

5. Art. 16 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 16 
Inkrafttreten“. 

b) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen. 
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§ 8 
Änderung  

des Bayerischen Beamtenversorgungsgesetzes 

Das Bayerische Beamtenversorgungsgesetz (Bay-
BeamtVG) vom 5. August 2010 (GVBl. S. 410, 528, 
764, BayRS 2033-1-1-F), das zuletzt durch Art. 73a 
Abs. 9 des Gesetzes vom ………….. (GVBl. S. …., 
BayRS 301-1-J) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen. 

2. In Art. 2 Abs. 1 Nr. 6 wird die Angabe „(Art. 69 bis 
74)“ durch die Angabe „(Art. 69 bis 74, 114a 
Abs. 2)“ ersetzt. 

3. In Art. 5 Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 2 werden die Wör-
ter „der Europäischen Union“ durch die Wörter 
„des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums 
Single Euro Payment Area (SEPA)“ und die An-
gabe „§ 59“ durch die Angabe „§ 67“ ersetzt. 

4. In Art. 9 wird die Überschrift wie folgt gefasst: 

„Art. 9 
Festsetzung, Zuständigkeit,  
Verordnungsermächtigung“. 

5. In Art. 13 Abs. 5 Satz 3 Halbsatz 1 werden nach 
dem Wort „schriftlicher“ die Wörter „ , aber nicht 
elektronischer“ eingefügt. 

6. Art. 22 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 2 und 3 
ersetzt: 

„
2
Als ruhegehaltfähig kann auch die für die 

Promotion benötigte Zeit bis zu zwei Jahren 
berücksichtigt werden. 

3
Als Promotionszeit gilt 

der unmittelbar vor der abschließenden Prü-
fung liegende Zeitraum, sofern kein abwei-
chender Zeitraum ab der Zulassung zum Pro-
motionsverfahren nachgewiesen wird.“ 

b) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden die Sät-
ze 4 und 5. 

c) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6 und die An-
gabe „Satz 4“ wird durch die Angabe „Satz 5“ 
ersetzt. 

7. In Art. 24 Abs. 4 werden die Wörter „Art. 19, 20 
und 22 Sätze 3 bis 5“ durch die Wörter „den 
Art. 19, 20 und 22 Satz 2 bis 6“ ersetzt. 

8. In Art. 50 wird die Überschrift wie folgt gefasst: 

„Art. 50 
Heilverfahren, Verordnungsermächtigung“. 

9. Art. 83 Abs. 4 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„
3
Nicht als Erwerbseinkommen gelten: 

1. Aufwandsentschädigungen,  

2. Unfallausgleich (Art. 52),  

3. steuerfreie Leistungen zur Grundpflege oder 
hauswirtschaftlichen Versorgung, 

4. Leistungsbezüge im öffentlichen Dienst im 
Sinn der Art. 66 und 67 BayBesG und ver-
gleichbare tarifliche Leistungen im öffentlichen 
Dienst, 

5. Jubiläumszuwendungen im Sinn des Art. 101 
BayBG und 

6. Einkünfte aus Tätigkeiten im Sinn des Art. 82 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BayBG.“ 

10. Art. 85 wird wie folgt geändert:  

a) Der Überschrift werden die Wörter „oder Al-
tersgeld“ angefügt. 

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„
2
Als Renten gelten  

1. Renten aus den gesetzlichen Renten-
versicherungen, 

2. Renten aus einer zusätzlichen Alters- 
oder Hinterbliebenenversorgung für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes, 

3. Renten nach dem Gesetz über die Al-
terssicherung der Landwirte, 

4. Renten aus der gesetzlichen Unfallver-
sicherung, wobei ein dem Unfallaus-
gleich (Art. 52) entsprechender Betrag 
unberücksichtigt bleibt; bei einer Min-
derung der Erwerbsfähigkeit um 20 v. H. 
bleiben zwei Drittel der Mindestgrund-
rente nach dem Bundesversorgungs-
gesetz, bei einer Minderung der Er-
werbsfähigkeit um 10 v. H. ein Drittel 
der Mindestgrundrente nach dem Bun-
desversorgungsgesetz unberück-
sichtigt, 

5. Leistungen aus einer berufsständi-
schen Versorgungseinrichtung oder 
aus einer befreienden Lebensversiche-
rung, zu denen der Arbeitgeber auf 
Grund eines Beschäftigungsverhältnis-
ses im öffentlichen Dienst mindestens 
die Hälfte der Beiträge oder Zuschüs-
se in dieser Höhe geleistet hat.“ 

bb) In Satz 5 werden die Wörter „Satz 2 Nrn. 5 
und 6“ durch die Angabe „Satz 2 Nr. 5“ er-
setzt. 

c) Es wird folgender Abs. 7 angefügt: 

„(7)
 1

Beziehen Versorgungsberechtigte Al-
tersgeld oder Hinterbliebenenaltersgeld nach 
dem Altersgeldgesetz des Bundes oder nach 
vergleichbarem Landesrecht, so ruhen die Ver-
sorgungsbezüge in Höhe des jeweiligen Be-
trags dieser Leistungen. 

2
Abs. 3 gilt entspre-

chend.“ 
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11. Art. 90 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 3 wird nach der Angabe „Art. 85“ die 
Angabe „Abs. 1 bis 6“ eingefügt. 

b) In Abs. 5 werden die Wörter „Art. 83 bis 
Art. 85 und 87“ durch die Wörter „Art. 83 bis 
85 Abs. 1 bis 6 und Art. 87“ ersetzt. 

c) Es wird folgender Abs. 6 angefügt: 

„(6) Der Ruhensbetrag nach Art. 85 Abs. 7 
ist von den nach Anwendung der Art. 83 bis 
85 Abs. 1 bis 6, Art. 86 und 87 verbleibenden 
Versorgungsbezügen abzuziehen.“ 

12. In Art. 92 Abs. 4 wird die Angabe „Art. 105 Abs. 2“ 
durch die Angabe „Art. 105 Abs. 3“ ersetzt. 

13. In Art. 96 Abs. 4 Satz 2 werden die Wörter „Staats-
vertrag über die Verteilung von Versorgungslasten 
bei bund- und länderübergreifenden Diensther-
renwechseln (Versorgungslastenteilungs-Staats-
vertrag)“ durch das Wort „Versorgungslastentei-
lungs-Staatsvertrag“ ersetzt. 

14. Nach Art. 99 wird folgender Art. 99a eingefügt: 

„Art. 99a 
Wechsel in einen  

Mitgliedstaat der Europäischen Union 

(1) 
1
Auf Antrag erhalten nachzuversichernde 

1. Beamte und Beamtinnen auf Lebenszeit, die 
nach Erfüllung der Wartezeit nach Art. 11 
Abs. 1 Nr. 1 oder  

2. Beamte und Beamtinnen auf Zeit, die nach ei-
ner Dienstzeit von mindestens zehn Jahren 

auf Antrag entlassen wurden, eine ergänzende 
Versorgungsabfindung, wenn sie im unmittelbaren 
Anschluss eine im Inland herkömmlich in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis ausgeübte 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union aufnehmen.

 

2
Die Unmittelbarkeit wird vermutet, wenn zwi-

schen der Beendigung des Dienstverhältnisses 
und dem Beginn des Beschäftigungsverhältnisses 
im Ausland nicht mehr als drei Monate vergangen 
sind. 

3
Art. 10 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

(2) Der Anspruch auf eine ergänzende Ver-
sorgungsabfindung besteht nicht, wenn das Be-
amtenverhältnis ohne den Antrag durch Entfer-
nung aus dem Beamtenverhältnis oder wegen ei-
ner vor Beendigung des Beamtenverhältnisses 
begangenen Tat durch den Verlust der Beamten-
rechte geendet hätte. 

(3) 
1
Die ergänzende Versorgungsabfindung 

bemisst sich nach dem Unterschiedsbetrag der 
um einen Abschlag von 15 v. H. verminderten 
Versorgungsanwartschaft und der durch Nachver-
sicherung begründeten Anwartschaft zum Zeit-
punkt der Beendigung des Beamtenverhältnisses. 
2
Art. 97 findet mit Ausnahme des Art. 97 Abs. 2 

Satz 3 und mit der Maßgabe entsprechende An-
wendung, dass Zeiten, für die Ansprüche nach 
dem Altersgeldgesetz des Bundes oder nach ver-
gleichbarem Landesrecht erworben wurden, nicht 
als Dienstzeiten gelten. 

3
Der Unterschiedsbetrag 

wird in einen Barwert umgerechnet, dem die ge-
setzliche Altersgrenze nach Art. 62 Satz 1 BayBG 
und die statistische Lebenserwartung zu Grunde 
liegt. 

4
Er erhöht sich um einen pauschalen Auf-

schlag von 40 v. H., wenn die ergänzende Ver-
sorgungsabfindung der inländischen Steuerpflicht 
unterliegt. 

5
Die für die Barwertermittlung notwen-

digen Berechnungsgrundlagen gibt das Staatsmi-
nisterium der Finanzen, für Landesentwicklung 
und Heimat bekannt. 

(4) 
1
Bei erneuter Berufung in ein Beamtenver-

hältnis wird die ergänzende Versorgungsabfin-
dung in entsprechender Anwendung von Art. 85 
auf die Versorgungsbezüge angerechnet. 

2
Die An-

rechnung unterbleibt, wenn die um die allgemei-
nen Anpassungen nach Art. 4 erhöhte oder ver-
minderte ergänzende Versorgungsabfindung in-
nerhalb eines Jahres nach der erneuten Berufung 
vollständig an den Dienstherrn zurückgezahlt wird. 
3
Art. 85 Abs. 4 Satz 3 findet keine Anwendung.“ 

15. Art. 101 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „Art. 85 Abs. 1 
Satz 2 Nrn. 3, 5 und 6“ durch die Angabe 
„Art. 85 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3“ ersetzt. 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2. 

16. In Art. 112 Satz 2 Halbsatz 1 und 2 wird jeweils 
die Angabe „Art. 131“ durch die Angabe „Arti-
kel 131“ ersetzt. 

17. In Art. 113 Abs. 2 wird die Satznummerierung 
gestrichen. 

18.  Art. 113a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

„2. § 6 Abs. 6 Satz 1 der Bayerischen Hochschul-
leistungsbezügeverordnung in der bis zum Ab-
lauf des 31. Dezember 2010 geltenden Fas-
sung,“. 

19. Art. 115 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Folgende Vorschriften dieses Gesetzes 
finden entsprechende Anwendung: 

1. die Vorschriften der Ehe auf Lebenspartner-
schaften,  

2. die Vorschriften über Ehegatten auf Lebens-
partner, 

3. die Vorschriften über Witwer und Witwen auf 
hinterbliebene Lebenspartner und 

4. die Vorschriften über die Eheschließung auf 
die Begründung einer Lebenspartnerschaft.“ 
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§ 9 
Änderung  

des Bayerischen Personalvertretungsgesetzes 

Das Bayerische Personalvertretungsgesetz (Bay-
PVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11. November 1986 (GVBl. S. 349, BayRS 2035-1-F), 
das zuletzt durch Art. 73a Abs. 10 des Gesetzes vom 
….. (GVBl. S. ….., BayRS 301-1-J) (Landtagsdruck-
sache 17/18836) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen. 

2. In Art. 10 Abs. 1 Satz 2 Satzteil vor Nr. 1 wird die 
Angabe „Art. 88“ durch die Angabe „Art. 93“ er-
setzt. 

3. In Art. 20 Abs. 1 Satz 5 werden die Wörter „Art. 31 
Abs. 2 und Art. 33 Abs. 2 des Bayerischen Schul-
finanzierungsgesetzes privaten Volks- und För-
derschulen“ durch die Wörter „den Art. 31 Abs. 5 
und Art. 33 Abs. 2 des Bayerischen Schulfinanzie-
rungsgesetzes privaten Grund-, Mittel- und För-
derschulen“ ersetzt. 

4. In Art. 27a Abs. 4 Satz 1 wird das Wort „Verord-
nung“ durch das Wort „Rechtsverordnung“ ersetzt. 

5. Art. 53 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Abs. 1 werden die folgenden Sätze 4 und 5 
angefügt: 

„
4
Für die Gesamtheit der der Aufsicht einer 

Regierung unterstehenden Förderschulen und 
Schulen für Kranke ist die Regierung nicht Mit-
telbehörde im Sinn dieser Vorschrift. 

5
Das 

Landesamt für Schule ist Mittelbehörde im 
Sinn dieser Vorschrift, soweit es für die Per-
sonalverwaltung der Beschäftigten an den 
Schulen zuständig ist.“ 

b) Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 1 wird das Wort „Fachoberschulen“ 
durch die Wörter „Beruflichen Oberschu-
len“ ersetzt. 

bb) Nach Nr. 1 wird folgende Nr. 2 eingefügt: 

„2. für die Bildung des Bezirkspersonal-
rats beim Landesamt für Schule je-
weils die Lehrer an Gymnasien, Real-
schulen und beruflichen Schulen,“. 

cc) Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 3 und nach 
dem Wort „Realschulen“ wird das Wort 
„und“ durch ein Komma ersetzt. 

dd) Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 4. 

6. Art. 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. Dienstanfänger, Beamte im Vorbereitungs-
dienst oder Auszubildende sind.“ 

7. Art. 60 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „ab der regelmä-
ßigen Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungswahl 2011“ gestrichen. 

b) In Satz 5 wird die Angabe „und Art. 27a bis 
31“ durch die Angabe „ , Art. 27a bis 29 Abs. 1 
Buchst. d und f bis Art. 31“ ersetzt. 

c) Satz 6 wird aufgehoben. 

8. In Art. 70 Abs. 2 Satz 1 und 5, Abs. 3 und 5 
Satz 4, Art. 70a Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 3 
Satz 1, Art. 71 Abs. 2 Satz 3 wird jeweils das Wort 
„schriftlich“ durch die Wörter „auf einem dauerhaf-
ten Datenträger“ ersetzt. 

9. Art. 72 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „schriftlich“ durch die 
Wörter „auf einem dauerhaften Datenträger“ 
ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „schriftliche Mit-
teilung“ durch die Wörter „Mitteilung auf einem 
dauerhaften Datenträger“ ersetzt. 

10. Art. 78 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchst. a wird Nr. 1. 

bb) Buchst. b wird Nr. 2 und wie folgt gefasst: 

„2. Lehrpersonen an Einrichtungen der 
Lehrer-, Fachlehrer- und Förderlehrer-
ausbildung;“. 

cc) Die Buchst. c bis f werden die Nrn. 3 bis 6. 

dd) Buchst. g wird Nr. 7 und die Nrn. 1 bis 3 
werden die Buchst. a bis c. 

b) In Abs. 3 werden die Wörter „des Absatzes 1 
Buchst. d bis g“ durch die Wörter „des Abs. 1 
Nr. 4 bis 7“ ersetzt. 

11. Die Art. 80a bis 85 werden die Art. 81 bis 89. 

12. Der bisherige Art. 86 wird Art. 90 und in Nr. 3 wird 
die Angabe „(Art. 88)“ durch die Angabe „(Art. 93)“ 
ersetzt. 

13. Der bisherige Art. 86a wird Art. 91. 

14. Der bisherige Art. 87 wird Art. 92 und in Nr. 2 wird 
die Angabe „Art. 81“ durch die Angabe „Art. 82“ 
ersetzt. 

15. Der bisherige Art. 88 wird Art. 93 und in Abs. 5 
Satz 2 wird die Angabe „Art. 81“ durch die Angabe 
„Art. 82“ ersetzt. 

16. Der bisherige Art. 90 wird Art. 94 und in Abs. 2 
Satzteil vor Buchst. a wird die Angabe „85“ durch 
die Angabe „89“ ersetzt. 

17. Der bisherige Art. 91 wird aufgehoben. 

18. Der bisherige Art. 92 wird Art. 95. 
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19. Der bisherige Art. 93 wird Art. 96 und wie folgt 
gefasst: 

„Art. 96 
1
Solange dem Landesamt für Schule die Zu-

ständigkeit für Beschäftigte eines Gymnasiums, 
einer Realschule oder einer Beruflichen Ober-
schule nicht übertragen ist, ist die jeweilige Regie-
rung Mittelbehörde im Sinn des Art. 53 für die Ar-
beitnehmer dieser Schule. 

2
Der Bezirkspersonal-

rat beim Landesamt für Schule ist erstmals bei 
den regelmäßigen Personalratswahlen 2021 zu 
wählen. 

3
Ab Zuständigkeitsübertragung und bis 

zum Tag vor der Wahl, beteiligt das Landesamt 
für Schule in Angelegenheiten der Beschäftigten 
nach Satz 1 den Bezirkspersonalrat bei der jewei-
ligen Regierung, im Übrigen den Personalrat der 
jeweiligen Schule.“ 

20. Der bisherige Art. 95 wird aufgehoben. 

21. In Art. 24 Abs. 2 Satz 2, Art. 43 Abs. 3, Art. 46 
Abs. 2 Satz 1, Art. 50 Abs. 1 Satz 2, Art. 75 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 2 wird jeweils das Wort „Dienstbezüge“ 
durch das Wort „Besoldung“ ersetzt. 

 

§ 10 
Änderung des Bayerischen Gesetzes 

über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 

In Art. 85 Abs. 1 Satz 6, Art. 113a Abs. 5 und 
Art. 113b Abs. 12 des Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 
(GVBl. S. 414, 632, BayRS 2230-1-1-K), das zuletzt 
durch Art. 39b Abs. 15 des Gesetzes vom ……………. 
(Landtagsdrucksache 17/19628) geändert worden ist, 
wird jeweils die Angabe „Art. 102 bis 111“ durch die 
Angabe „Art. 103 bis 111“ ersetzt. 
 

§ 11 
Änderung  

des Kommunal-Wahlbeamten-Gesetzes 

Das Kommunal-Wahlbeamten-Gesetz (KWBG) 
vom 24. Juli 2012 (GVBl. S. 366; 2014 S. 20, BayRS 
2022-1-I), das zuletzt durch § 5 des Gesetzes vom 
…….. (GVBl. S. …) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen. 

2. Art. 35 wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift werden die Wörter „und Ein-
satz automatisierter Verfahren“ angefügt. 

b) Im Wortlaut werden nach dem Wort „Perso-
nalakten“ die Wörter „und den Einsatz auto-
matisierter Verfahren“ eingefügt. 

3. Art. 52 Abs. 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Art. 85 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BayBeamtVG 
findet keine Anwendung.“ 

§ 12 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 25. Mai 2018 in Kraft. 

(2) Abweichend von Abs. 1 treten in Kraft: 

1. § 8 Nr. 14 mit Wirkung vom 13. Juli 2016, 

2. § 8 Nr. 10 Buchst. b und Nr. 15 mit Wirkung vom 
6. Dezember 2017 und 

3. § 1 Nr. 14 Buchst. b sowie § 6 Nr. 4, 6 Buchst. f, 
Nr. 7 Buchst. b und c am 1. Juli 2018. 

 

 

 

Begründung: 

A. Allgemeines 

Die bestehenden Vorschriften zum Personalakten-
recht werden umstrukturiert und erweitert. 

I. Personalaktenrecht 

1. Datenschutz-Grundverordnung 

Der Gesetzentwurf dient der Vereinbarkeit des BayBG 
mit dem Recht der Europäischen Union und insbe-
sondere der Durchführung der Datenschutz-Grundver-
ordnung. 

Als spezifischere Rechtsvorschrift im Beschäftigungs-
kontext im Sinn von Art. 88 Abs. 1 Datenschutz-Grund-
verordnung wird im neuen Art. 103 die allgemeine 
Rechtsgrundlage für jeglichen Umgang mit personen-
bezogenen Daten im Dienstverhältnis geschaffen. Der 
Regelungsgehalt des bisherigen Art. 103 geht in die-
ser Grundnorm auf; dies gilt auch für dessen doppelte 
Zulässigkeitsschranke der fachlichen Erforderlichkeit 
und personellen Zuständigkeit. 

Mit Blick auf die jeweils betroffenen Rechtsgüter modi-
fizieren und beschränken nachfolgende Vorschriften 
der Unterabschnitte 2 und 3 für einzelne Konstellatio-
nen der Datenverarbeitung teilweise die allgemeine 
Rechtsgrundlage des neuen Art. 103. Beihilfeunterla-
gen, die Übermittlung von Personalakten und Aus-
kunft an nicht betroffene Personen sowie die Aufbe-
wahrung und Vernichtung von Personalakten unterlie-
gen nach wie vor strengen Sonderregelungen. Dies 
gilt durch Art. 111 entsprechend auch für automatisiert 
verarbeitete Personalaktendaten. 

Art. 106 und 109 stellen sicher, dass der Informations-
pflicht nach Art. 14 Datenschutz-Grundverordnung 
und den Betroffenenrechten auf Berichtigung sowie 
auf Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 16 und 
18 Datenschutz-Grundverordnung entsprochen wird 
und bleiben daher inhaltlich unverändert. Sie sollen 
weiterhin Anhörung und Gegenäußerung im Sinn von 
Art. 95 Abs. 4 der Verfassung, rechtliches Gehör, das 
Fürsorgeprinzip, den personalaktenrechtlichen Offen-
heitsgrundsatz sowie das Prinzip der Personalakten-
wahrheit gewährleisten. 
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Art. 107 trifft zum einen spezifische Regelungen zur 
Form der Auskunft an betroffene Beamten und Beam-
tinnen. Zum anderen schränkt die Vorschrift das Aus-
kunftsrecht aus Art. 15 Datenschutz-Grundverordnung 
gemäß Art. 23 Datenschutz-Grundverordnung ein, so-
weit dies für Personalaktendaten erforderlich ist. 

Die Aufbewahrungs- und Vernichtungsfristen in Art. 110 
sind spezifischere Vorschriften zur Datenminimierung 
und Speicherbegrenzung nach Art. 5 Abs. 1 Buchst. c 
und e Datenschutz-Grundverordnung, sie konkreti-
sieren die zeitlichen Anforderungen des Erforderlich-
keitsprinzips. 

Neben der entsprechenden Anwendbarkeit von für 
Personalakten geltenden Vorschriften auch auf auto-
matisiert verarbeitete Personalaktendaten wird mit 
Art. 111 gemäß Art. 22 Abs. 2 Buchst. b Datenschutz-
Grundverordnung eine eng begrenzte Rechtsgrundla-
ge für Entscheidungen geschaffen, die ausschließlich 
auf einer automatisierten Verarbeitung beruhen. 

2. Fortschreitende Digitalisierung 

Art. 103 wird zum Grundtatbestand für die Datenver-
arbeitung durch den Dienstherrn ausgebaut. Er gilt 
aufgrund seiner systematischen Stellung in Unterab-
schnitt 1 sowohl für die Personalakten (Unterab-
schnitt 2) als auch für die automatisierten Verfahren 
(Unterabschnitt 3).  

Unterabschnitt 2 fasst die für Personalakten geltenden 
Vorschriften zusammen. Die Vorschriften für die elekt-
ronische Personalakte werden dabei konsolidiert. 
Klargestellt wird auch, dass die Vorschriften über die 
Personalakte sowohl für die Personalakte in Papier-
form als auch für die elektronische Personalakte gel-
ten und dass die Art. 104 ff. nicht primär die Perso-
nalakte in Papierform regeln, für die dann eine Erstre-
ckung auf die elektronische Personalakte angeordnet 
werden müsste, sondern dass beide Formen nur „Er-
scheinungsformen“ derselben Personalakte sind. 

Der neue Unterabschnitt 3 regelt die sog. automati-
sierten Verfahren. Es handelt sich dabei um einen 
eingeführten datenschutzrechtlichen Begriff. Ein au-
tomatisiertes Verfahren umfasst die Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten zu einem bestimmten Zweck 
mit Unterstützung von informationstechnischen Gerä-
ten (Hardware) und Computerprogrammen (Software) 
auf Basis bestimmter organisatorischer Regeln (Auf-
bau- und Ablauforganisation). Der Einsatz automati-
sierter Verfahren ist in der Personalverwaltung uner-
lässlich. Unterabschnitt 3 regelt deshalb explizit die 
Zulässigkeit des Einsatzes automatisierter Verfahren. 
Die mit einem automatisierten Verfahren verfolgten 
Zwecke liegen vor allem in der Personalverwaltung,  
-wirtschaft, -steuerung, -kontrolle und -planung sowie 
der Haushaltsüberwachung. 

Ein automatisiertes Verfahren ist allerdings etwas 
grundsätzlich Anderes als eine Personalakte. „Über-
schneidungen“ entstehen jedoch dann, wenn im au-
tomatisierten Verfahren Personalaktendaten verarbei-

tet werden. Die insofern notwendigen Regelungen 
schafft Art. 111. 

II. Weitere Änderungen 

1. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mit-
glieder der Staatsregierung 

Mit der Einfügung eines Kurztitels und einer Geset-
zesabkürzung soll die Zitierfähigkeit erleichtert wer-
den. Artikelüberschriften dienen einer besseren Über-
sicht. Die weiteren Änderungen sind rein redaktionel-
ler Art. 

2. Leistungslaufbahngesetz 

Im Wesentlichen erfolgen redaktionelle Anpassungen.  

Eine inhaltliche Änderung erfolgt in Art. 17 Abs. 1 
Satz 3 LlbG. Dies dient der Deregulierung und Entbü-
rokratisierung. 

3. Gesetz über die Hochschule für den öffentli-
chen Dienst in Bayern 

Eine inhaltliche Änderung wird mit der Neufassung 
von Art. 6a Abs. 1 HföDG vorgenommen. Die Rechts-
stellung der Stellvertretung des Präsidenten wird da-
mit derjenigen des Präsidenten angepasst. 

4. Bayerisches Besoldungsgesetz 

Die Änderungen des Art. 36 BayBesG dienen der Ver-
waltungsvereinfachung bei der Gewährung des Fami-
lienzuschlags der Stufe 1 wegen Wohnungsaufnahme 
anderer Personen; im Kontext damit wird die Famili-
enzuschlagsregelung im Gesamten systematisch neu 
geordnet. 

5. Bayerisches Umzugskostengesetz 

Bei Behördenverlagerungen soll die Nutzung öffentli-
cher Verkehrsmittel für Fernpendler verbessert werden. 

6. Bayerisches Beamtenversorgungsgesetz 

Mit der Änderung des Art. 85 und dem neuen Art. 99a 
BayBeamtVG wird der höchstrichterlichen europäi-
schen Rechtsprechung entsprochen. Der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) hat mit Urteil vom 13.06.2016, 
Az.: C-187/15, entschieden, dass Beamten und Be-
amtinnen, die sich zur Aufnahme einer mit ihrer bishe-
rigen Beamtentätigkeit vergleichbaren Beschäftigung 
im öffentlichen Dienst eines anderen Mitgliedstaats 
der Europäischen Union entlassen lassen, vergleich-
bare Altersversorgungsanwartschaften wie bei einem 
Dienstherrenwechsel im Inland gewahrt bleiben müs-
sen. 

7. Bayerisches Personalvertretungsgesetz 

Die Zunahme an lebensälteren Dienstanfängern, Be-
amtinnen und Beamten im Vorbereitungsdienst und 
Auszubildenden in den staatlichen und nichtstaatli-
chen Verwaltungen soll durch eine Änderung der Vor-
schriften über die Wahlberechtigung zu den Jugend- 
und Auszubildendenvertretungen nachvollzogen wer-
den. 
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Um neuen Technologien mehr Raum zu geben, soll 
im Rahmen der Mitbestimmung und Mitwirkung auf 
die Schriftform verzichtet werden. 

8. Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen, Kommunal-Wahlbeamten-
Gesetz  

Zur Deregulierung werden die amtlichen Inhaltsüber-
sichten gestrichen. Die weiteren Änderungen sind rein 
redaktionelle Folgen der Änderungen im Personal-
aktenrecht. 

 

B. Zwingende Notwendigkeit der normativen Re-
gelung 

Auf Grund des Gesetzesvorbehalts sind jeweils ge-
setzliche Regelungen zwingend erforderlich. 

 

C. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 (Änderung des Gesetzes über die Rechts-
verhältnisse der Mitglieder der Staatsregie-
rung) 

Mit den Nrn. 1, 2a, 3 bis 6, 7a, 8 bis 10, 11a, 12 und 
13, 14a, 15 bis 23, 24a, 25 und 26, 27a, 28 und 29, 
30a, 31 bis 35 und 36a werden in das Gesetz über die 
Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Staatsregierung 
ein Kurztitel und eine zitierfähige Gesetzesabkürzung 
sowie amtliche Artikelüberschriften eingefügt. Nr. 14b 
Doppelbuchst. bb betrifft eine redaktionelle Folgeän-
derung auf Grund der systematischen Neuordnung 
des Familienzuschlags (vgl. § 6 Nr. 4). Mit Nr. 27b 
wird die Regelung an die Entscheidungen des Bayeri-
schen Verfassungsgerichtshofs vom 12.02.2015 und 
vom 06.12.2017 redaktionell angepasst. Alle weiteren 
Änderungen sind rein redaktioneller Natur. 

 

Zu § 2 (Änderung des Bayerischen Beamtengeset-
zes) 

Zu Nr. 1 (Inhaltsübersicht) 

Die amtliche Inhaltsübersicht ist wegen der in der 
Datenbank BAYERN.RECHT vorhandenen redaktio-
nellen Inhaltsübersicht entbehrlich und entfällt daher. 

Zu Nr. 2 (Art. 1) 

Rechtsbereinigung ohne inhaltliche Änderung zur 
klareren Darstellung des Geltungsbereichs und zur 
Verkürzung der Vorschrift. 

Zu Nr. 3 (Art. 47) 

Rechtsbereinigung zur sprachlichen Verbesserung 
ohne inhaltliche Änderung. 

Zu Nr. 4 (Art. 67) 

Rechtsbereinigung zur sprachlichen Verbesserung 
ohne inhaltliche Änderung. 

Zu Nr. 5 (Art. 91) 

Rechtsbereinigung zur sprachlichen Verbesserung 
ohne inhaltliche Änderung. 

Zu Nr. 6 (Art. 95) 

Nach der Bestimmung des Art. 95 Abs. 1 Satz 3 dür-
fen Beamte und Beamtinnen ihren Wohnort während 
einer Erkrankung nur verlassen, wenn dies zuvor dem 
Dienstvorgesetzten unter Angabe des Aufenthaltsor-
tes angezeigt wurde. Diese auf Regelungen aus dem 
Jahr 1948 zurückgehende Bestimmung ist entbehr-
lich, da sie in dieser Form nicht mehr zeitgemäß ist. 
So sind Beamte dem Wortlaut der Bestimmung nach 
beispielsweise verpflichtet, einen Arztbesuch außer-
halb des Wohnorts anzuzeigen. Die Regelung ent-
spricht in der bisherigen Form nicht mehr der Lebens-
realität. Auf eine Anzeigepflicht wird deshalb verzich-
tet. Soweit in Einzelfällen ein dienstliches Erfordernis 
besteht, dass ein dienstunfähig erkrankter Beamter 
insbesondere eine längere Abwesenheit vom Wohnort 
anzeigt, kann eine Anzeige vom Dienstvorgesetzten 
im Rahmen seines Weisungs- und Direktionsrechts 
verlangt werden. Ein derartiges Verlangen könnte 
beispielsweise bei lang dauernden Erkrankungen an-
gezeigt sein und auch auf Abwesenheiten vom Wohn-
ort beschränkt werden, die eine bestimmte Dauer 
übersteigen. 

Zu Nr. 7 (Art. 100) 

Bei der innerdienstlichen bzw. geschäftsplanmäßigen 
Aufgabenzuweisung ist der auch an anderer Stelle im 
BayBG, z. B. in Art. 103 Satz 2 n. F., verwandte Be-
griff „betrauen“ treffender als „beauftragen“, da nach 
allgemeinem Sprachgebrauch ein Auftragsverhältnis 
eher im Verkehr mit außenstehenden Dritten besteht. 
Die Anpassung dient somit der sprachlichen Verbes-
serung und Vereinheitlichung, ohne inhaltlich eine 
Änderung zu bedeuten. 

Zu Nr. 8 (Überschrift) 

Zur Klarstellung der Regelungssystematik wird Teil 4, 
Abschnitt 8 des BayBG in drei Unterabschnitte unter-
teilt, und die Überschriften sowohl dieser Unterab-
schnitte als auch einzelner Vorschriften werden an die 
Begriffe der Art. 4 und 15 Datenschutz-Grundverord-
nung angepasst. 

Zu Nr. 9 (Art. 102 und 103) 

Die bisherige gesetzliche Formulierung erfasste nur 
die Erhebung von personenbezogenen Daten. Art. 6 
und Art. 88 Datenschutz-Grundverordnung sehen 
nunmehr vor, dass die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten ausdrücklich gesetzlich geregelt werden 
kann. Diese Möglichkeit nutzt die Änderung in Art. 103 
und schafft mit der neuen Grundnorm eine spezifi-
schere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung im 
Rahmen des Dienstverhältnisses. Die neue Rechts-
grundlage enthält parallel zum alten Art. 103 eine 
doppelte Zulässigkeitsbeschränkung: die inhaltliche 
Zweckbindung einerseits und die personelle Zustän-
digkeit andererseits. Zusätzlich zum Dienstherrn darf 
ausdrücklich auch die jeweils zuständige Rechnungs-
prüfung, also z. B. der Bayerische Kommunale Prü-
fungsverband, für die Zwecke der Rechnungsprüfung 
Personalaktendaten verarbeiten. Nach Art. 4 Nr. 2 
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Datenschutz-Grundverordnung erfasst der Begriff der 
Verarbeitung jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter 
Verfahren ausgeführten Vorgang im Zusammenhang 
mit personenbezogenen Daten oder jede solche Vor-
gangsreihe, also jedwede Tätigkeit, die sich auf die 
betroffenen Daten richtet. Darunter fallen auch das 
bloße Lesen und der bloße (räumliche) Zugang bzw. 
Datenzugriff. Die doppelte Zulässigkeitsbeschränkung 
gilt daher nicht mehr nur für den Zugang zur Perso-
nalakte, sondern grundsätzlich für jegliche Personal-
aktendatenverarbeitung. Die Bezeichnung „Zugang“ 
entspricht nicht den von der Datenschutz-Grundver-
ordnung verwendeten Begriffsbestimmungen, sie ist in 
der Aufzählung in Art. 4 Nr. 2 Datenschutz-Grund-
verordnung nicht enthalten. Wegen des abschließen-
den Charakters von Art. 4 Datenschutz-Grundverord-
nung dürfen die nationalen Gesetzgeber weder den 
umfassenden Verarbeitungsbegriff noch einzelne in 
der Verarbeitung enthaltene Teilschritte, wie z. B. den 
Zugang, definieren. 

Die Formulierung „und nachfolgend nichts anderes be-
stimmt ist“ (Art. 103 Satz 1 a. E.) stellt klar, dass die ge-
neralklauselartige Verarbeitungsbefugnis des Art. 103 
durch die insoweit vorrangigen Spezialvorschriften der 
Art. 104 ff. Einschränkungen erfährt. So richtet sich 
etwa der zulässige Umfang der Übermittlung von bzw. 
der Auskunft aus Personalakten nach Art. 108. 

Art. 103 Satz 1 Nr. 2 dient der Durchführung von 
Art. 9, vor allem Abs. 2 Buchst. b, g und h Daten-
schutz-Grundverordnung. Im Einklang mit diesen Re-
gelungen hat das BayDSG von den dort enthaltenen 
Befugnissen zu Ausnahmen von dem Verbot der Ver-
arbeitung besonderer Kategorien personenbezogener 
Daten in Art. 9 Abs. 1 Datenschutz-Grundverordnung 
Gebrauch gemacht. Im Zusammenhang mit dem 
Dienstverhältnis ist die Verarbeitung besonderer Ka-
tegorien personenbezogener Daten notwendig zur 
Wahrnehmung von Rechten und Pflichten der öffentli-
chen Stellen auf dem Gebiet des Dienstrechts (Art. 8 
Abs. 1 Nr. 2 BayDSG), für die Beurteilung der Arbeits-
fähigkeit von beschäftigten Personen (Art. 8 Abs. 1 
Nr. 3 BayDSG), zur Abwehr erheblicher Nachteile für 
das Gemeinwohl oder von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung (Art. 8 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. 
Art. 6 Abs. 2 Nr. 3 Buchst. a BayDSG) sowie ggf. 
auch zur Durchführung wissenschaftlicher oder histo-
rischer Forschung (Art. 8 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. Art. 6 
Abs. 2 Nr. 3 Buchst. c BayDSG), z. B. bei systemi-
schen Untersuchungen zum Berufsbeamtentum und 
dessen dienender Funktion für Demokratie und 
Rechtsstaat. Durch die ausdrückliche Geltung dieser 
Befugnisse auch für die im BayBG geregelten Perso-
naldaten dürfen die besonderen Kategorien perso-
nenbezogener Daten im Rahmen des Dienstverhält-
nisses insbesondere verarbeitet werden, soweit dies 
erforderlich ist, um den Rechten und Pflichten des 
jeweiligen Dienstherrn auf dem Gebiet des Dienst-
rechts Rechnung zu tragen oder die Dienstfähigkeit 
des Beschäftigten zu beurteilen. Für den Freistaat 

Bayern sowie die anderen öffentlichen Dienstherren 
ist es unerlässlich, in einem eng gezogenen Rahmen 
die verfassungsrechtlich notwendigen Informationen 
über politische Meinungen und religiöse oder weltan-
schauliche Überzeugungen zu erfassen und weiter zu 
verwenden. Sie müssen sicherstellen können, dass 
Personen, die den Anforderungen an die Verfassungs-
treue nicht genügen, etwa weil sie verfassungswidri-
gen oder -feindlichen, z. B. rechts- bzw. linksextremen 
Organisationen angehören, erst gar nicht in das Be-
amtenverhältnis berufen oder ihnen gegenüber diszip-
linarrechtliche Maßnahmen ergriffen werden. Auch 
Art. 82 des Bayerischen Beamtenversorgungsgeset-
zes stützt die Verfassungstreuepflicht des öffentlichen 
Dienstes. Erforderlich ist zudem die Verarbeitung von 
Gesundheitsdaten zur Feststellung der gesundheitli-
chen Eignung und Dienstfähigkeit, im Rahmen der 
Beihilfe, bei der Zeiterfassung und für die familienpoli-
tische Teilzeit bzw. Beurlaubung nach Art. 89 Abs. 1 
Nr. 1 BayBG. Eine Gewerkschaftszugehörigkeit wird 
bei der Dienstbefreiung gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 7 der Bayerischen Urlaubs- und Mutterschutzver-
ordnung relevant. Diese dienstlichen Sachverhalte 
bewegen sich auch im Rahmen von Art. 9 Abs. 2 Da-
tenschutz-Grundverordnung: Nach Art. 9 Abs. 2 
Buchst. b Datenschutz-Grundverordnung muss die 
nationale Regelung geeignete Garantien für die 
Grundrechte und Interessen der betroffenen Person 
vorsehen, und nach Art. 9 Abs. 2 Buchst. g Daten-
schutz-Grundverordnung müssen ein angemessenes 
Verhältnis zu dem verfolgten Ziel gegeben, der We-
sensgehalt des Rechts auf Datenschutz gewahrt und 
angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wah-
rung der Grundrechte und Interessen der betroffenen 
Person vorgesehen sein. U. a. für die Beurteilung der 
Arbeitsfähigkeit des Beschäftigten dürfen die beson-
deren Kategorien personenbezogener Daten gemäß 
Art. 9 Abs. 2 Buchst. h Datenschutz-Grundverordnung 
nur unter den in Art. 9 Abs. 3 Datenschutz-Grundver-
ordnung genannten Bedingungen und Garantien ver-
arbeitet werden, d. h. insbesondere nur von Perso-
nen, die dem Berufsgeheimnis oder einer anderen 
Geheimhaltungspflicht unterliegen. Mit der doppelten 
Zulässigkeitsbeschränkung in Art. 103 Sätze 1 und 2 
und dem zusätzlichen, strengen Abschottungsprinzip 
für das Beihilfeverfahren in Art. 105 sowie Art. 110 
Abs. 2 enthält das Personalaktenrecht geeignete Ga-
rantien für die bzw. Maßnahmen zur Wahrung der 
Grundrechte und Interessen der betroffenen Personen 
i. S. v. Art. 9 Abs. 2 Buchst. b Datenschutz-Grundver-
ordnung und Art. 8 Abs. 2 Satz 1 BayDSG. Allgemein 
gilt daneben grundsätzlich die strafrechtlich geschütz-
te Verschwiegenheitspflicht gemäß § 37 BeamtStG. 

Der bisherige Satz 2 wird gestrichen, da die zwingen-
de Genehmigung jedes Fragebogens durch die obers-
te Dienstbehörde zum Schutz der Rechte der Be-
troffenen nicht erforderlich ist, sondern nur eine büro-
kratische Belastung darstellt. Im Wege der Aufsicht ist 
eine effektive und zugleich effiziente Kontrolle mög-
lich. 
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Zu Nr. 10 (Überschrift) 

Wie Nr. 8. 

Zu Nr. 11 (Art. 104) 

Zu Buchst. a 

Wie Nr. 8. 

Zu Buchst. b 

Die Streichung in Satz 1 und von Satz 5 sind redakti-
onelle Folgeänderungen zum neuen Abs. 2. 

Die Änderungen in Satz 3 dienen der Verständlichkeit 
und stellen die Legaldefinition des Begriffs „Nebenak-
ten“ besser dar, ohne eine inhaltliche Änderung zu 
bewirken. 

Zu Buchst. c 

Die Regelungen zur elektronischen Personalakte wer-
den in einem eigenen Absatz zusammengefasst. Da-
mit wird auch klargestellt, dass die elektronische Per-
sonalakte eine Personalakte ist, für die die Art. 105 
bis 110 unmittelbar gelten; eine eigenständige „Gel-
tungsanordnung“ der Vorschriften für die Personalakte 
in Papierform für die Personalakte in elektronischer 
Form ist damit entbehrlich. 

Satz 1 legt wie bisher auch fest, dass die Personalak-
te vollständig oder in Teilen elektronisch geführt wer-
den darf. Neu aufgenommen wird die Legaldefinition 
für den Begriff der Hybridakte, um insbesondere Ab-
grenzungsprobleme zur Nebenakte (Abs. 1 Satz 3) zu 
vermeiden. Die Hybridakte i. e. S. ist eine Akte, bei 
der einzelne Aktenteile in Papierform und andere Ak-
tenteile in elektronischer Form geführt werden, aber 
niemals dieselben Teile sowohl in Papierform als auch 
in elektronischer Form oder dieselben Teile mehrfach 
in gleicher Form wie in der Grundakte oder Teilakten. 
Letzteres ist eine Nebenakte. Die Legaldefinition ist 
deshalb erforderlich, um verschiedenen Aktentypen 
eindeutige Begriffe zuzuweisen. 

Satz 2 stellt klar, dass die zur Personalakte gehören-
den Unterlagen bei einer elektronischen Aktenführung 
in elektronischer Form erfasst und abgelegt werden; 
der Begriff der Unterlage umfasst daher auch die elek-
tronische Unterlage. Bei der Überführung einer Pa-
pierunterlage in die elektronische Form sind, gemäß 
dem Schutzbedarf der Papierunterlage, die daten-
schutzrechtlichen Schutzziele der Integrität und der 
Authentizität sowie die Erhaltung des Beweiswerts der 
Unterlage mit einem sicheren technischen Verfahren 
(unter Verwendung einer mindestens fortgeschritte-
nen elektronischen Signatur bzw. eines fortgeschritte-
nen elektronischen Siegels i. S. v. Art. 36 der Verord-
nung (EU) 2014/910 (Elektronische-Transaktionen-
Verordnung – eIDAS-VO) sicherzustellen. Dasselbe 
gilt für die Speicherung der elektronischen Unterlagen 
in einem Archivsystem (Langzeitspeicher). Sobald die 
technischen und organisatorischen Voraussetzungen 
hierfür unter wirtschaftlich vertretbaren Bedingungen 
geschaffen werden können, ist statt der fortgeschritte-
nen ausschließlich eine qualifizierte elektronische 

Signatur bzw. ein qualifiziertes elektronisches Siegel 
i. S. v. Art. 28 eIDAS-VO vorzunehmen. 

Satz 2 erlaubt zu Beweiszwecken abweichend von 
der bisherigen Rechtslage eine parallele Aufbewah-
rung der bisherigen Unterlagen in Papierform, also 
das Vorhalten des gleichen Inhalts auf unterschiedli-
chen „Informationsträgern“. In diesem Fall handelt es 
sich jedoch nicht um eine Parallelakte in Papierform, 
weil die Unterlagen in Papierform gerade nicht mehr 
Teil der Personalakte sind, sondern davon getrennt 
und nur zur Klärung eventueller Beweisfragen aufbe-
wahrt werden. Auch die Verarbeitung der und der 
Zugang zu den bisherigen Unterlagen in Papierform 
ist nur für den genannten Beweiszweck zulässig, nicht 
jedoch für die allgemeinen Zwecke des Art. 103. 

Das Vorhalten solcher zusätzlichen Papierunterlagen 
und die damit verbundene doppelte Datenhaltung be-
rühren zwar den in Art. 5 Abs. 1 Buchst. c Daten-
schutz-Grundverordnung festgelegten Grundsatz der 
Datenminimierung. Auch erhöhen sie abstrakt die Ge-
fahr unzulässiger Datenzugriffe. Art. 88 Datenschutz-
Grundverordnung lässt aber im Beschäftigtenbereich 
Abweichungen zu. Die Eingriffsintensität ist auch nicht 
besonders hoch, weil die Personalaktendaten sowohl 
in Papierform als auch in elektronischer Form wirksam 
vor unzulässigen Zugriffen geschützt sind. Es wird 
weder der Datenbestand ausgeweitet noch erhöht 
sich die Zahl der Zugriffsberechtigten. Insbesondere 
ist in der Praxis aus Effizienzgründen zu erwarten, 
dass mit zunehmender Dauer und Fortschreiten der 
Digitalisierung von Antrags- und Verwaltungsprozes-
sen nicht der vollständige Inhalt der elektronischen 
Personalakte zusätzlich in Papierform vorgehalten 
wird, sondern nur für das jeweilige Dienstverhältnis 
und dessen zukünftige Entwicklung dauerhaft wichtige 
Dokumente. Nach Einführung einer elektronischen 
Personalakte sollen Personalakten von neu eingestell-
ten Beschäftigten des Freistaates Bayern ausschließ-
lich digital geführt werden; das Gleiche gilt ab der 
Umstellung für die Weiterführung alter Personalakten. 
Dies bedeutet, dass die dann in der Personalakte zu 
erfassenden Dokumente in der Regel nicht zusätzlich 
in Papierform aufbewahrt werden, sondern nur in be-
sonderen Fällen. Beispiele für Letzteres sind die ge-
setzlich vorgeschriebene Schriftform für das in der 
Personalakte zu erfassende oder dem Beschäftigten 
bekanntzugebende Dokument und die Einreichung 
von Originalbelegen durch Beschäftigte, wie etwa 
beim Eingliederungs- oder Zulassungsschein von 
Zeitsoldaten. Der Ausdruck von originär elektroni-
schen Vorgängen, z. B. von Emails, ist hingegen kein 
solcher Ausnahmefall. Zum Zeitpunkt der Umstellung 
auf eine elektronische Personalakte bereits bestehen-
de Papierpersonalakten dürfen hingegen vollständig 
aufgehoben werden, da der Aufwand einer entspre-
chenden individuellen Aussortierung unverhältnismä-
ßig und auch wirtschaftlich nicht verantwortbar wäre. 
Im Übrigen gelten nach Satz 3 auch für die zusätzlich 
aufbewahrten Papierunterlagen die Vorschriften des 
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Personalaktenrechts entsprechend. Die „Benutzung“ 
und Führung der elektronischen Akte erfolgt notwen-
diger Weise durch ein automatisiertes Verfahren, das 
selbst jedoch nicht Teil der elektronischen Personal-
akte ist. Für dieses Verfahren (also nicht für die Per-
sonalakte selbst, sondern für das „Zugriffsinstrument“) 
ist Art. 111 anzuwenden. Die dort genannten bedeut-
samen Schutzvorschriften des Personalaktenrechts 
sind wie bei allen auch bei diesem automatisierten 
Verfahren zwingend zu beachten. 

Satz 4 gewährleistet die Richtigkeit der elektronischen 
Personalakte bei der Überführung der Unterlagen vom 
Papier- in das elektronische Medium. Anders als in 
Art. 7 Abs. 3 Satz 3 Bayerisches E-Government-Ge-
setz müssen die Unterlagen in Papier- und elektroni-
scher Form nicht nur inhaltlich, sondern auch bildlich 
übereinstimmen, um sicher mit dem in Personalange-
legenheiten erforderlichen Beweiswert ausgestattet zu 
sein. Denn Abweichungen der Größe und vor allem 
der Farbe in der elektronischen Personalakte von den 
Originalunterlagen könnten für die rechtssichere, 
eventuell auch gerichtliche Klärung von schwerwie-
genden Personalentscheidungen, wie z. B. Einstel-
lungen oder Beförderungen, unter Umständen schäd-
lich sein. So können etwa die Farbinformationen einen 
rechtlich relevanten Aussagegehalt besitzen, wenn 
die Verwendung bestimmter Farben durch unter-
schiedliche Funktionsträger einer Behörde vorge-
schrieben (z. B. gem. § 16 Abs. 2 der Geschäftsord-
nung für das Bayerische Staatsministerium der Finan-
zen, für Landesentwicklung und Heimat) oder üblich 
und zu klären ist, wer über einen Personalvorgang in-
formiert wurde oder welche handschriftlichen Anmer-
kungen wem zuzuordnen sind. Auch für den Echt-
heitsnachweis bei Zeugnissen und ähnlichen Be-
scheinigungen können nur schwarz-weiße Scans in 
manchen Fällen nicht ausreichen. Eine, eventuell 
auch nur geringfügige, rechtliche Unsicherheit der 
Aussagekraft der elektronischen Personalakte ist je-
doch u. a. aus Fürsorgegesichtspunkten zwingend zu 
vermeiden. Alle Beschäftigten müssen sich darauf 
verlassen können, dass ihre Personalakte ihr Dienst-
verhältnis bis zu dessen Ende, d. h. einschließlich des 
Ruhestands, ausreichend und belastbar abbildet. Weil 
Personalentscheidungen regelmäßig Auswirkungen 
haben, die sich längerfristig, teilweise jahrzehntelang 
auswirken, müssen an ihre rechtssichere Dokumenta-
tion strenge Anforderungen gestellt werden. 

Bei der Hybridakte sind die Aktenteile auf verschiede-
ne Trägerformen verteilt. Satz 5 regelt deshalb, dass 
in das Verzeichnis nach Abs. 1 eine Übersicht aufge-
nommen werden muss, welche Aktenteile in welcher 
Form geführt werden, damit jederzeit eine vollständige 
Personalakte „zusammengesetzt“ werden kann. Das 
Verzeichnis ist in der Grundakte zu führen; diese kann 
sowohl in Papierform als auch in elektronischer Form 
geführt werden. 

Zu Buchst. d 

Redaktionelle Folgeänderung zum neuen Abs. 2. 

Zu Nr. 12 (Art. 105) 

Zu Buchst. a 

Gesetzlich ausdrücklich klargestellt wird, dass auch 
mit Angelegenheiten der Rechnungsprüfung beauf-
tragte Beschäftigte Beihilfeakten verwenden dürfen. In 
der Regel sind diese Beschäftigten nicht mit der Be-
arbeitung von Personalangelegenheiten beauftragt, 
müssen aber zu Rechnungsprüfungszwecken sowie 
zur Wahrnehmung von Aufsichts- oder Kontrollbefug-
nissen in Ausnahmefällen auch Personalakten nutzen 
können. Daher erhalten sie diese Berechtigung, so-
weit sie die zur Durchführung ihrer Aufgaben erforder-
lichen Erkenntnisse nur auf diesem Wege gewinnen 
können. 

Im Übrigen dient die Zusammenfassung der Vorschrift 
ihrer Straffung, sprachlichen Verbesserung und Ver-
ständlichkeit.  

Zu Buchst. b 

Wie Buchst. a in Bezug auf die Rechnungsprüfung. 

Zu Buchst. c 

Durch das Kurzzitat des Gesetzes über Rabatte für 
Arzneimittel anstatt des bisherigen Vollzitates wird 
dynamisch auf die jeweils geltende Fassung dieses 
Gesetzes Bezug genommen. Zugleich wird der Norm-
text entlastet und einfacher lesbar. 

Zu Nr. 13 (Art. 107) 

Art. 107 wird zur systematischen und sprachlichen 
Anpassung an Art. 15 Datenschutz-Grundverordnung 
neu gefasst. Er dient der Durchführung des Rechts 
der betroffenen Person auf Auskunft über die verar-
beiteten personenbezogenen Daten. Bis auf Abs. 3 
trifft Art. 15 Datenschutz-Grundverordnung keine Aus-
sage hinsichtlich der konkreten Form der zu erteilen-
den Auskunft und ist insoweit stark auslegungsbedürf-
tig. Art. 107 Abs. 1 nutzt diesen Regelungsspielraum 
der Datenschutz-Grundverordnung zugunsten der 
bayerischen Beamten und Beamtinnen und bestimmt, 
dass der Auskunftsanspruch nach Art. 15 Abs. 1 Da-
tenschutz-Grundverordnung auch weiterhin durch die 
direkte Einsicht in die physische (oder elektronische) 
Personalakte erfüllt werden kann. Satz 1 erhält den 
bisherigen Anspruch auf die Akteneinsicht, um die 
Rechtsposition der Beamten und Beamtinnen beizu-
behalten. Falls der Beamte bzw. die Beamtin keine 
Einsichtnahme, sondern (lediglich) Auskunft begehrt, 
entscheidet die personalverwaltende Stelle gem. 
Satz 2 nach pflichtgemäßem Ermessen, in welcher 
Form sie den Auskunftsanspruch erfüllt. In jedem Fall 
aber reicht die Gewährung der Einsichtnahme allein 
bereits aus, um den Auskunftsanspruch der Daten-
schutz-Grundverordnung – bis auf das Recht, auch 
eine Kopie der gespeicherten Daten zu erhalten – zu 
erfüllen, und die betroffene Personalverwaltungsstelle 
entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen über den 
konkreten Ort der Einsicht, z. B. im Büro ihres zustän-
digen Mitarbeiters bzw. ihrer zuständigen Mitarbeite-
rin. 
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Abs. 2 entspricht inhaltlich weitgehend den Einsicht-
nahmebeschränkungen in Art. 107 a. F. und beruht 
auf der Ermächtigungsgrundlage des Art. 23 Abs. 1 
Datenschutz-Grundverordnung. Dieser sieht u. a. vor, 
dass die Rechte und Pflichten gemäß den Art. 12 
bis 22 Datenschutz-Grundverordnung durch Rechts-
vorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten, de-
nen der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter 
unterliegt, in bestimmten Fällen beschränkt werden 
können, sofern eine solche Beschränkung den We-
sensgehalt der Grundrechte und Grundfreiheiten ach-
tet und in einer demokratischen Gesellschaft eine 
notwendige und verhältnismäßige Maßnahme dar-
stellt. Nach Art. 23 Abs. 1 Buchst. i Alternative 1 Da-
tenschutz-Grundverordnung ist der Schutz der be-
troffenen Person ein zulässiger Beschränkungsgrund. 
Soweit gemäß Art. 107 Abs. 1 Nr. 1 im Einzelfall zu 
befürchten ist, dass der (Ruhestands-)Beamte oder 
die (Ruhestands-)Beamtin bei der Auskunft zu verar-
beiteten Feststellungen über den Gesundheitszustand 
weiteren Schaden an der Gesundheit nimmt, gebietet 
es die grundlegende Fürsorgepflicht des Dienstherrn 
gemäß § 45 BeamtStG, die als hergebrachter Grund-
satz des Beamtentums in Art. 33 Abs. 5 Grundgesetz 
(GG) verfassungsrechtlich garantiert ist, eine solche 
Auskunft nicht zu erteilen. Dem konkreten Schutz der 
Gesundheit kommt insoweit Vorrang gegenüber dem 
Informationsinteresse zu. Erforderlich hierfür ist, dass 
keine milderen Mittel die Gesundheitsgefahr beseiti-
gen können, wie etwa Auskunft unter ärztlicher Be-
gleitung, teilweise Auskunft, zeitliches Verschieben 
oder Einsicht durch Bevollmächtigte. Die widerstrei-
tenden Rechtsgüter sind so schonend wie möglich in 
Ausgleich zu bringen. Die Beschränkung des Aus-
kunftsrechts in Abs. 2 Nr. 2 bei Sicherheitsakten ist 
nach Art. 23 Abs. 1 Buchst. h i. V. m. Buchst. a, b und 
c Datenschutz-Grundverordnung zulässig. Nach Art. 1 
Bayerisches Sicherheitsüberprüfungsgesetz (BaySÜG) 
ist der Zweck einer in den Sicherheitsakten dokumen-
tierten Sicherheitsprüfung, im öffentlichen Interesse 
geheimhaltungsbedürftige Angelegenheiten dadurch 
zu schützen, dass der Zugang von Personen verhin-
dert wird, bei denen ein Sicherheitsrisiko nicht ausge-
schlossen werden kann, sowie die Beschäftigung von 
solchen Personen an sicherheitsempfindlichen Stellen 
von lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtun-
gen zu verhindern. Zur Sicherstellung dieses Zwecks 
unterliegt auch die Auskunft über Sicherheitsakten 
den spezialgesetzlichen Vorschriften des BaySÜG 
und ist im Rahmen des allgemeinen personalakten-
rechtlichen Anspruchs auszuschließen. Die Be-
schränkung in Abs. 2 Nr. 3 betrifft lediglich die Form 
der Auskunft: hier ist die direkte Einsichtnahme aus-
geschlossen, und der bzw. die Betroffene erhält ledig-
lich Informationen über seine bzw. ihre verarbeiteten 
personenbezogenen Daten. Zum Schutz der Rechte 
und Freiheiten anderer Personen sowie bei Geheim-
haltungsbedürftigkeit aus Gründen der nationalen 
bzw. öffentlichen Sicherheit, der Landesverteidigung, 
zur Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfol-

gung von Straftaten und zum Schutz sonstiger wichti-
ger Ziele des allgemeinen öffentlichen Interesses ist 
dies gemäß Art. 23 Abs. 1 Buchst. a, b, c, d e und i 
Alternative 2 Datenschutz-Grundverordnung gerecht-
fertigt. Weil die Datenschutz-Grundverordnung weder 
für die Schutzwürdigkeit von Daten noch für die gel-
tenden Betroffenenrechte zwischen Daten in einem 
Beschäftigungskontext und außerhalb eines solchen 
unterscheidet, erfasst auch die Ausschlussregel in 
Art. 107 Abs. 2 Nr. 3 beide Fälle gleichermaßen. Denn 
während die Datenschutz-Grundverordnung in einigen 
Teilbereichen eher den Charakter einer Richtlinie auf-
weist, der den nationalen Gesetzgebern einen weiten 
Regelungsspielraum überlässt, regelt sie die Betroffe-
nenrechte, also auch das Auskunftsrecht nach Art. 15 
Datenschutz-Grundverordnung als Verordnung. D. h. 
insoweit ist ihr Rechtsregime abschließend und die 
Mitgliedstaaten können nur innerhalb der engen Gren-
zen zusätzlich eigene Regelungen schaffen, die ihnen 
im Fall des Auskunftsrechts entweder unmittelbar 
Art. 15 Datenschutz-Grundverordnung, insbesondere 
Abs. 4 zu den Rechten und Freiheiten anderer Perso-
nen, oder Art. 23 Datenschutz-Grundverordnung 
setzt. Daher greift das Personalaktenrecht in Art. 107 
Abs. 2 Nr. 3 die Gleichbehandlung im Beschäftigungs-
kontext und außerhalb eines solchen auf und schließt 
nun unterschiedslos die direkte Einsichtnahme aus. 
Dies ist gerechtfertigt und geboten, weil auch Perso-
nalakten Daten dritter Personen enthalten können, die 
ebenso schutzwürdig sind wie Daten Dritter in Sach-
akten. Praktisch dürfte die Variante der Einsichtnah-
mebeschränkung aufgrund der Mitbetroffenheit von 
Daten Dritter gleichwohl wohl nur in wenigen, sehr 
speziellen Fällen einschlägig sein, da solche Daten 
überhaupt nur ausnahmsweise in Personalakten vor-
handen sein dürfen. 

Eine Verbesserung für die Beamten und Beamtinnen 
enthält Abs. 3 in Form des neuen Rechtsanspruchs 
auf eine Kopie der verarbeiteten personenbezogenen 
Daten entsprechend Art. 15 Abs. 3 Datenschutz-
Grundverordnung. Dieser ist auf der Grundlage von 
Art. 23 Abs. 1 Buchst. e Datenschutz-Grundverord-
nung nur im sehr engen Ausnahmefall eines in zeitli-
cher oder personeller Hinsicht unverhältnismäßigen 
Aufwands für die personalverwaltende Stelle ausge-
schlossen. Grund hierfür ist die Notwendigkeit, wei-
terhin einen funktionierenden Dienstbetrieb und ins-
besondere eine leistungsfähige Personalverwaltung 
zu gewährleisten. Dies darf nicht durch z. B. zu Unzei-
ten, sich in sachgrundlos kurzen Abständen wiederho-
lende oder umfangmäßig überbordende Kopierbegeh-
ren gefährdet werden. Bei elektronisch vorliegenden 
Daten, insbesondere also bei einer elektronischen 
Personalakte, ist es praktisch nicht denkbar, dass das 
Begehren nach einer ebenfalls elektronischen Daten-
kopie einen solchen Ausnahmefall darstellt. Die Kos-
tenregelung macht von der Ermächtigungsgrundlage 
in Art. 15 Abs. 3 Datenschutz-Grundverordnung Ge-
brauch. 
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Abs. 3 alter Fassung wird mangels praktischer Bedeu-
tung gestrichen. Die Vertretung durch Bevollmächtigte 
ist allgemein in Art. 14 des Bayerischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (BayVwVfG) geregelt und Erben 
von Beamten und Beamtinnen treten als Rechts-
nachfolger in deren Stellung. 

Zu Nr. 14 (Art. 108) 

Zu Buchst. a 

Wie Nr. 8. 

Zu Buchst. b 

Wegen des neu gefassten Art. 103 sind die bisherigen 
Sätze 1 und 2 des Art. 108 Abs. 1 überflüssig, da sie 
von diesem mitumfasst sind. Um die Interessen der 
Beamtinnen und Beamten an der Vertraulichkeit ihrer 
Personalakte weiterhin zu wahren, bleibt für die Wei-
tergabe von Informationen aus der Personalakte im 
Rahmen eines Dienstherrnwechsels die Einwilligung 
des bzw. der jeweiligen Betroffenen erforderlich. 

Der neue Art. 108 Abs. 2 regelt für die effektive und 
wirtschaftliche Personalverwaltung erforderliche Fälle 
der Personalaktenübermittlung. Dies umfasst auch die 
Gutachtenerstellung durch Ärzte oder Ärztinnen im 
bisherigen Art. 108 Abs. 1 Satz 3. 

Die Frage, inwieweit der Dienstherr Teilakte der Ver-
arbeitung anderen Stellen im Auftragsverhältnis über-
trägt, liegt grundsätzlich innerhalb seiner Verarbei-
tungsbefugnis. Die Datenschutz-Grundverordnung 
geht in Kapitel IV von der Zulässigkeit der Auftrags-
verarbeitung aus und regelt daher deren „Ob“ gar 
nicht mehr näher, sondern lediglich das „Wie“. 
Art. 108 Abs. 3 Satz 1 regelt auf Grundlage der Öff-
nungsklauseln des Art. 6 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 3 
Datenschutz-Grundverordnung, in welchen Fällen sich 
eine personalverwaltende Stelle eines Auftragsverar-
beiters im Sinn des Art. 4 Nr. 8 Datenschutz-Grund-
verordnung bedienen darf. Somit stehen die allgemei-
nen personellen Verarbeitungs- und Zugangsbe-
schränkungen aus Art. 103 Satz 2 der Auftragsverar-
beitung durch externe Dienstleister nicht entgegen. 
Die personalverwaltende Behörde bleibt in einem 
solchen Fall „Verantwortlicher“ für die Datenverarbei-
tung im Sinn des Art. 4 Nr. 7 Datenschutz-Grund-
verordnung. Nach Art. 108 Abs. 3 Satz 1 ist eine Auf-
tragsverarbeitung in Bezug auf Personalaktendaten 
nur in Fällen zulässig, in denen der Auftragsverarbei-
ter unterstützende Dienstleistungen oder Hilfstätigkei-
ten, insbesondere technischer Art erbringt (etwa das 
Einscannen von Personalakten für die personalver-
waltende Stelle im Zuge der Umstellung auf eine 
elektronische Personalakte). Die Vorgaben für die 
konkrete Ausgestaltung der Auftragsverarbeitung er-
geben sich unmittelbar aus Art. 28 und 29 der Daten-
schutz-Grundverordnung so dass personalaktenrecht-
liche Bestimmungen insoweit nicht erforderlich sind. 
Zusätzlich enthält Art. 108 Abs. 3 Satz 2 auf Grundla-
ge des Art. 6 Abs. 2 Datenschutz-Grundverordnung 
eine spezifischere Bestimmung für den Fall, dass eine 
nicht öffentliche Stelle beauftragt werden soll. 

Im Übrigen wie Nr. 8 und redaktionelle Folgeänderung 
zu Buchst. b. 

Zu Buchst. c 

Redaktionelle Folgeänderungen zu Buchst. b. 

Zu Buchst. d 

Satz 1 Nr. 1 übernimmt die Funktion des bisherigen 
Art. 108 Abs. 1 Satz 4 und stellt so sicher, dass z. B. 
die für die Gutachten erforderlichen Informationen 
auch im Wege der Auskunft aus der Personalakte und 
somit nicht nur durch Übermittlung der Personalakte 
selbst weitergegeben werden dürfen. Das strengere 
Erfordernis der zwingenden Erforderlichkeit gilt nach 
Satz 1 Nr. 2 und 3 nur noch, wenn Personalaktenda-
ten im Rahmen der europäischen Verwaltungszusam-
menarbeit weitergegeben werden sollen. Denn vor der 
Weitergabe dieser besonders sensiblen Informationen 
z. B. auf Grund des Hilfeersuchens der Behörde eines 
anderen EU-Mitgliedstaats sind der Tatbestand und 
die Rechtsfolgen der einschlägigen EU-rechtlichen Ver-
pflichtung zu prüfen. Beispielsfall hierfür ist die Be-
rufsanerkennungsrichtlinie (RL 2005/36/EG), die u. a. 
verhindern soll, dass Personen, die auf Grund straf-
rechtlicher oder standesrechtlicher Vorschriften in 
einem Mitgliedstaat einen reglementierten Beruf nicht 
ausüben dürfen, die Zulassung zu dem Beruf in einem 
anderen Mitgliedstaat bekommen. Demgegenüber 
war zur Entscheidung über die Verleihung von staatli-
chen Orden, Ehrenzeichen oder sonstigen staatlichen 
Ehrungen bereits bisher zum einen eine Auskunft aus 
den Personalaktendaten immer auf den konkreten 
„Ehrungs-Einzelfall“ bezogen. Zum anderen konnte 
und kann sie auch weiterhin nur dann erteilt werden, 
wenn diese Information unzweifelhaft und sicher für 
die Entscheidung benötigt wird. Die Anordnung eines 
„zwingenden“ Erfordernisses ist hier daher nicht nötig. 
Satz 2 sieht für die Fälle des Abs. 2 den Vorrang der 
Auskunftserteilung vor der Personalaktenübermittlung 
vor, soweit diese für den jeweils verfolgten Zweck 
ausreicht. 

Im Übrigen redaktionelle Folgeänderung zu Buchst. b. 

Buchst. e 

Aufgrund der größeren Sachnähe wurde Art. 111 Abs. 1 
Satz 3 in Abs. 5 überführt; eine sachliche Änderung ist 
damit nicht verbunden. Im Übrigen wie Nr. 8. 

Zu Nr. 15 (Art. 109) 

Rechtsbereinigung zur sprachlichen Verbesserung 
ohne inhaltliche Änderung. 

Zu Nr. 16 (Art. 110) 

Zu Buchst. a 

Wie Nr. 8. 

Zu Buchst. b 

Es wurde eine ausdrückliche Fristenregelung für die-
jenigen Fälle geschaffen, in denen das Todesjahr des 
Beamten bzw. der Beamtin nicht ermittelt werden 
kann, die auf den 90-Jahres-Zeitraum ab der Geburt 
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des bzw. der Betroffenen im Bayerischen Archivge-
setz zurückgreift. 

Zu Buchst. c 

Zu Buchst. aa 

Die Umformulierung dient ausschließlich der sprachli-
chen Verbesserung und enthält keine inhaltliche Än-
derung. 

Zu Buchst. bb 

Redaktionelle Folgeänderung zu Buchst. d, da die Re-
gelung zur Löschung elektronisch gespeicherter Bei-
hilfebelege wegen ihres besonderen Schutzbedarfs 
weiterhin erforderlich ist und daher beibehalten wurde. 

Zu Buchst. cc 

Durch Art. 4 Nr. 2 des Gesetzes zur Stärkung der Arz-
neimittelversorgung in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1050) wurde § 3 
Satz 1 des Gesetzes über Rabatte für Arzneimittel 
(AMRabattG) mit Wirkung vom 13.05.2017 dahinge-
hend geändert, dass pharmazeutische Unternehmer 
die Abrechnung der Abschläge nur noch innerhalb 
eines Jahres ab Geltendmachung des Anspruchs 
nach § 1 AMRabattG durch einen Treuhänder über-
prüfen lassen können. Mangels Existenz einer hiervon 
abweichenden Vereinbarung der Beihilfeträger, des 
Verbands der privaten Krankenversicherung und der 
für die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen 
gebildeten Spitzenorganisationen der pharmazeuti-
schen Unternehmer im Sinn von § 2 Satz 4 AMRa-
battG ist daher für die Erforderlichkeit und somit Zu-
lässigkeit der Aufbewahrung von Arzneimittelverord-
nungen im Rahmen des Personalaktenrechts nicht 
mehr auf eine solche Vereinbarung zu verweisen.  

Zu Buchst. dd 

Zur Bestimmung der maximalen personalaktenrechtli-
chen Aufbewahrungsfrist greift Art. 110 Abs. 2 Satz 5 
auf die Erlöschens-/Verjährungshöchstfrist von zehn 
Jahren aus Art. 71 Abs. 1 Satz 4 Gesetz zur Ausfüh-
rung des Bürgerlichen Gesetzbuchs (AGBGB) bzw. 
§ 199 Abs. 4 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) zurück. 

Zu Buchst. d 

Die Vorschrift ist entbehrlich, weil die Aufbewahrungs-
vorschriften auch für elektronische Personalakten gel-
ten; eine gesonderte Geltungsanordnung ist nicht er-
forderlich. 

Zu Nr. 17 (Überschrift) 

Wie Nr. 8. 

Zu Nr. 18 (Art. 111) 

Art. 111 regelt den Einsatz von automatisierten Ver-
fahren zum Zweck der Personalverwaltung. Die An-
forderungen an die Rechtmäßigkeit des automatisier-
ten Verfahrens ergeben sich insbesondere aus Art. 5 
Datenschutz-Grundverordnung.  

Zur Klarstellung der Regelungssystematik erhält 
Art. 111 eine geänderte Überschrift. 

Abs. 1 Satz 1 legt fest, dass überhaupt automatisierte 
Verfahren eingesetzt werden dürfen, dass äußerste 
Grenze für den Einsatz die in Art. 103 genannten 
Zwecke sind und dass in diesen Verfahren auch Per-
sonalaktendaten, also Daten, die bereits in der Perso-
nalakte vorhanden sind, verarbeitet werden dürfen. 
Zur Verarbeitung gehört auch die Speicherung; klar 
gestellt ist damit, dass Personalaktendaten nicht nur 
in der Personalakte, sondern zusätzlich auch im au-
tomatisierten Verfahren gespeichert werden dürfen, 
sofern und soweit dies für die Erreichung der in 
Art. 103 genannten Zwecke erforderlich ist. Eine allei-
nige und ausschließliche Speicherung von personen-
bezogenen Daten i. S. d. § 50 BeamtStG im automati-
sierten Verfahren ist dagegen nicht zulässig. Sie müs-
sen vielmehr wegen § 50 BeamtStG (auch) in der 
Personalakte „gespeichert“ werden. 

Automatisierte Verfahren wie solche zur Führung der 
Personalakte oder andere automatisierte Personalver-
waltungsverfahren sind kein Bestandteil der elektroni-
schen Personalakte als solcher. Sie ermöglichen als 
technisches Werkzeug vielmehr lediglich den Zugriff 
auf diese. In bestimmten Bereichen kann aber für Per-
sonalaktendaten, die in einem automatisierten Verfah-
ren gespeichert werden, nichts Anderes gelten als 
das, was im Personalaktenbereich gilt. Satz 2 ordnet 
deshalb eine entsprechende Anwendung der Art. 103 
und 108 bis 110, Satz 3 die organisatorische und 
technische Abschottung der hochsensiblen Beihilfeda-
ten an. 

Zum bisherigen Abs. 1: 

Satz 1 ist entbehrlich wegen Art. 103. Satz 2 ist dekla-
ratorisch zu Art. 108 für die elektronische Personalak-
te. Satz 3 wird überführt in Art. 108 Abs. 5 aufgrund 
der größeren Sachnähe; inhaltliche Änderungen sind 
damit nicht verbunden. 

Nach Art. 22 Datenschutz-Grundverordnung sind au-
tomatisierte Entscheidungen nur zulässig, wenn dies 
durch Rechtsvorschrift ausdrücklich angeordnet wird. 
Abs. 2 Satz 1 trifft deshalb eine solche ausdrückliche 
Anordnung. Sie erfasst vor allem die Fälle einer sog. 
„Dunkelverarbeitung“ im Beihilferecht. Die Beschrän-
kung auf die Tatbestände, in denen die Entscheidung 
einem zuvor gestellten Antrag des Beamten oder der 
Beamtin vollständig entsprechen muss, stellt sicher, 
dass durch eine automatisierte Entscheidung kein 
Eingriff in eine Rechtsposition des Beamten oder der 
Beamtin erfolgt. Zugleich ist die Möglichkeit solch 
vollständig stattgebender, ausschließlich automatisier-
ter Entscheidungen aufgrund des Massencharakters 
des Beihilfeverfahrens mit ca. 1,47 Mio. Bescheiden 
pro Jahr und weiter steigender Tendenz zwingend er-
forderlich und daher insoweit auch die Verarbeitung 
von Gesundheitsdaten gemäß Art. 22 Abs. 4 i. V. m. 
Art. 9 Abs. 2 Buchst. g Datenschutz-Grundverordnung 
erlaubt. Angemessene Maßnahmen zum Schutz der 
Rechte und Freiheiten sowie der berechtigten Interes-
sen der betroffenen Beihilfeberechtigten sind insbe-
sondere in Art. 105 und Art. 110 getroffen. Abs. 2 
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Satz 2 stellt klar, dass diese automatisierte Bearbei-
tung von Beihilfeanträgen nicht an der Eigenbeteili-
gungsregelung des Art. 96 Abs. 3 Satz 5 scheitert. 

Der bisherige Abs. 5 Satz 1 wird durch den neuen 
Satz 3 ersetzt und sieht nun eine jederzeitige Informa-
tionspflicht vor, nicht mehr nur bei erstmaliger Spei-
cherung und wesentlichen Änderungen. Dies ist eine 
angemessene spezifischere Regelung im Beschäfti-
gungskontext im Sinn des Art. 88 Abs. 1 der Daten-
schutz-Grundverordnung neben den Informations-
pflichten gegenüber den Betroffenen bei erstmaliger 
Datenverarbeitung sowie bei beabsichtigter Zweckän-
derung unmittelbar aus Art. 13 und 14 der Daten-
schutz-Grundverordnung. 

Satz 4 überführt die Regelung des bisherigen Abs. 5 
Satz 2 in den neuen Abs. 2 und betrifft wie bisher kei-
ne Information einzelner Betroffenen; er regelt viel-
mehr eine Bekanntgabe zur allgemeinen, öffentlichen 
Information über eingesetzte automatisierte Verfah-
ren. 

Der bisherige Abs. 2 ist aufgegangen in Art. 111 
Abs. 1 Satz 1 und 2 n. F. 

Abs. 3 ist im Hinblick auf Art. 9 und Art. 22 Abs. 4 Da-
tenschutz-Grundverordnung entbehrlich. Diese regeln 
umfassend, in welchem Rahmen medizinische und 
psychologische Daten als besondere Kategorien per-
sonenbezogener Daten verarbeitet werden dürfen und 
welche Regelungsspielräume hierbei den Mitglied-
staaten zustehen. Mit Blick auf die Erforderlichkeit 
einer immer stärkeren Digitalisierung und Automatisie-
rung der Personalverwaltungsprozesse einerseits und 
das ausgewogene Schutzregime der Datenschutz-
Grundverordnung andererseits soll dieser unions-
rechtliche Rahmen nicht i. S. v. Art. 111 Abs. 3 a. F. 
beschränkt werden. Wegen der Technikneutralität der 
Datenschutz-Grundverordnung gilt auch diesbezüglich 
für die automatisierte Verarbeitung die Ausnahmere-
gelung in Art. 103 Satz 1 Nr. 2 i. V. m. dem BayDSG. 

Abs. 4 ist aufgegangen in Art. 111 Abs. 2 n. F. 

Abs. 6 kann ersatzlos entfallen, da Art. 104 Abs. 2 in 
seiner neuen Fassung eine ausdrückliche gesetzliche 
Sonderregelung gegenüber Art. 7 Abs. 3 des Bayeri-
schen E-Government-Gesetzes darstellt. 

Zu Nr. 19 (Art. 117) 

Ähnlich wie bei Nr. 6 ist der Begriff „Vertreter“ bei 
innerdienstlicher bzw. geschäftsplanmäßiger Aufga-
benzuweisung wie auch bei einer Bevollmächtigung 
treffender als der Begriff „Beauftragter“. Die Anpas-
sung dient somit der sprachlichen Verbesserung und 
Vereinheitlichung, ohne inhaltlich eine Änderung zu 
bedeuten. 

Zu Nr. 20 (Art. 121) 

Es handelt sich um eine Aktualisierung des Verweises 
auf Grund der Neufassung des BayDSG in Folge der 
Datenschutz-Grundverordnung. Damit ist klargestellt, 
dass für den Landesbeauftragten oder die Landesbe-

auftragte für den Datenschutz und die Beamten und 
Beamtinnen der Geschäftsstelle oberste Dienstbehör-
de weiterhin gem. Art. 121 Abs. 2 i.V.m. Abs. 4 
BayBG der Präsident oder die Präsidentin des Land-
tags ist, die zuständigen Disziplinarbehörden ergeben 
sich jedoch aus Art. 19 BayDSG. 

Im Übrigen redaktionelle Änderung zur besseren Les-
barkeit und Verwendung des gesetzlichen Kurztitels. 

 

Zu § 3 (Änderung des Gesetzes über die Hoch-
schule für den öffentlichen Dienst in Bay-
ern) 

Zu Nr. 1, 2, 4 bis 6, 8 

Redaktionelle Änderungen. 

Zu Nr. 3 (Art. 6a) 

Nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 BeamtStG i. V. m. Nr. 1.1 und 
Nr. 2.1.4 Verwaltungsvorschriften zum Beamtenrecht 
(VV-BeamtR) ist bei der Verleihung eines anderen 
Amts mit anderem Grundgehalt ohne Änderung der 
Amtsbezeichnung eine Ernennungsurkunde auszu-
händigen. Dies gilt daher auch für den ständigen Ver-
treter des Präsidenten (Fußnote 3 bei Besoldungs-
gruppe A 16 in Anlage 1 zum BayBesG). Nach der 
bisherigen Regelung wird die Stellvertretung zwar 
vom Rat auf die Dauer von vier Jahren gewählt. Eine 
Regelung wie beim Präsidenten, wonach die Stellver-
tretung dementsprechend nur zum Beamten auf Zeit 
ernannt wird, gibt es jedoch nicht. Zur Vermeidung 
von Unstimmigkeiten wird daher bezüglich Wahl und 
Rechtsstellung nunmehr auf die Regelungen zum Prä-
sidenten verwiesen. Im Unterschied zum Präsidenten 
liegt jedoch die Ernennungs- und Bestellungszustän-
digkeit wie bislang nicht bei der Staatsregierung, son-
dern beim Staatsministerium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat. 

Zu Nr. 7 (Art. 22) 

Die Vorschrift regelte die Nachdiplomierung für bis 
1980 abgelegte Laufbahnprüfungen. Sie findet keine 
praktische Anwendung mehr und wird daher aufgeho-
ben. 

 

Zu § 4 (Änderung des Leistungslaufbahngesetzes) 

Zu Nr. 1 (Art. 7) 

Mit Wirkung vom 01.08.2012 wurde das Bayerische 
Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG) geändert (§ 2 des Gesetzes vom 
09.07.2012, GVBl. S. 344). Dabei wurde die Haupt-
schule zur Mittelschule weiterentwickelt. Diese wurde 
in Art. 7a BayEUG als eigenständige Schulart gesetz-
lich verankert. Es bedarf daher einer Anpassung, die 
sicherstellt, dass sowohl Absolventen einer Haupt- als 
auch einer Mittelschule die notwendige Bildungsvo-
raussetzung für den Einstieg in der ersten bzw. zwei-
ten Qualifikationsebene besitzen. 
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Zu Nr. 2 (Art. 14) 

Art. 14 Abs. 2 LlbG schützt in Bezug auf die Eltern- 
bzw. Betreuungszeit einen bestimmten Rechtsstand. 
Es sind hier nur die Verzögerungen aufgrund von Ge-
burt oder Betreuung eines Kindes im Umfang der ge-
setzlich vorgeschriebenen Eltern- und Mutterschutz-
zeiten maßgeblich. Nach dem hiesigen Verständnis 
der Norm des Art. 14 Abs. 2 LlbG (und auch der 
gleichlautenden Regelung des § 125b Beamten-
rechtsrahmengesetz (BRRG) sollen die durch eine 
Eltern- bzw. Betreuungszeit verursachten Verzöge-
rungen im beruflichen Werdegang keine Nachteile bei 
den Einstellungsvoraussetzungen zur Folge haben im 
Vergleich zu Bewerberinnen und Bewerber, die sich 
ohne die Geburt eines Kindes unmittelbar nach Been-
digung der Ausbildung um eine Einstellung bewerben. 
Die Dauer des Studiums darf hierbei keinerlei Rolle 
spielen, wenn die Kinder erst nach dem Studium ge-
boren wurden, da die Studienzeit auch bei einer Be-
werbung ohne Verzögerungen aufgrund von Kinder-
betreuungszeiten für eine Einstellung nicht maßgeb-
lich ist. Auch der Bayerische Verwaltungsgerichtshof 
(BayVGH) geht in seinem Urteil vom 22.10.2014 (Az. 
3 BV 12.932) davon aus, dass die Anwendung des 
Art. 14 Abs. 2 LlbG nicht davon abhängig gemacht 
werden kann, dass die Ausbildung ohne Überschrei-
ten der Regelstudienzeit durchlaufen wurde. 

Aufgrund der gesetzlichen Formulierung „nur“ kam es 
in der Vergangenheit zu Unklarheiten in der Anwen-
dung. Die Streichung dient der Klarstellung und der 
Anwenderfreundlichkeit ohne eine materielle Ände-
rung herbeizuführen. 

Zu Nr. 3 (Art. 15) 

Es wird eine bundesgesetzliche Regelung umgesetzt. 
Die Bestimmungen zum freiwilligen Wehrdienst finden 
sich nicht mehr im Wehrpflichtgesetz, sondern im Sol-
datengesetz. Der Verweis ist daher anzupassen. 

Zu Nr. 4 (Art. 17) 

Die Änderungen erfolgen insbesondere aufgrund von 
Anregungen im Rahmen der Evaluation des Neuen 
Dienstrechts in Bayern. Zudem kann die Regelung im 
bisherigen Satz 3 Nr. 2 mangels praktischer Anwen-
dungsfälle gestrichen werden.  

Die Anpassungen dienen der besseren Übersichtlich-
keit sowie der Entbürokratisierung. 

Zu Nr. 5 (Art. 18) 

Es wird ein Redaktionsversehen bereinigt. 

Zu Nr. 6 (Art. 22) 

Im Sinne der Anwenderfreundlichkeit soll bereits die 
Überschrift erkennen lassen, dass die Norm eine Ver-
ordnungsermächtigung enthält.  

Zu Nr. 7 (Art. 27) 

Im Sinne einer einheitlichen Normsprache kann der 
Begriff der Hospitation mangels eigenständigen Rege-
lungsgehalts gestrichen werden. 

Zu Nr. 8 (Art. 29) 

Die Änderung dient der Rechtsklarheit. Eine materielle 
Änderung ist damit nicht verbunden, da die Aushändi-
gung eine Form der Zustellung gemäß Bayerischem 
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz 
darstellt. 

Zu Nr. 9 (Art. 34) 

Im Sinne einer einheitlichen Normsprache kann der 
Begriff „(handwerklich)“ gestrichen werden. Eine ma-
terielle Änderung erfolgt dadurch nicht. 

Zu Nr. 10 (Art. 49) 

Es wird ein Redaktionsversehen bereinigt. 

Zu Nr. 11 (Art. 66) 

Im Sinne einer einheitlichen Normsprache kann der 
Begriff „(Anpassungsfortbildung)“ hier gestrichen wer-
den. Eine materielle Änderung ist mit der Streichung 
nicht verbunden. 

Zu Nr. 12 (Art. 67) 

Die Änderung dient der Vereinheitlichung der Norm-
sprache. 

Zu Nr. 13 (Art. 68) 

Im Sinne der Anwenderfreundlichkeit soll bereits die 
Überschrift erkennen lassen, dass die Norm eine Ver-
ordnungsermächtigung enthält.  

Zu Nr. 14 (Anlage 1) 

Änderungen in der Hochschulstatistik, auf deren Zu-
ordnung der Studienfächer die Anlage 1 Bezug nimmt, 
erfordern eine Klarstellung für den Bereich der Infor-
matik. Abschlüsse aus diesen Studienfächern sollen 
wie bisher dem Bereich „Naturwissenschaften, Mathe-
matik“ und nicht wie neu in der Hochschulstatistik dem 
Bereich „Ingenieurwissenschaften“ zugeordnet werden. 

Ohne diese Gesetzesänderung müssten eine Reihe 
sonstiger Zuordnungsentscheidungen evtl. auch ge-
setzlicher Art erfolgen.  

 

Zu § 5 (Änderung des Bayerischen Disziplinarge-
setzes) 

Zu Nr. 1 (Inhaltsübersicht) 

Die amtliche Inhaltsübersicht ist wegen der in der 
Datenbank BAYERN.RECHT vorhandenen redaktio-
nellen Inhaltsübersicht entbehrlich und entfällt daher. 

Zu Nr. 2 (Art. 18) 

Im Sinne der Konzentration und Verfahrensökonomie 
können die Disziplinarbefugnisse für Beamte nicht-
staatlicher Dienstherrn auf die disziplinarrechtlich ver-
sierte Landesanwaltschaft Bayern übertragen werden. 
Entsprechend des Verursachungs- und Rechtsträger-
prinzips bestimmen die Kostenreglungen für das be-
hördliche Verfahren (Art. 38 Abs. 2 Satz 1, 72 Abs. 3 
BayDG), dass der Dienstherr zur Tragung der Verfah-
renskosten – soweit diese nicht dem Beamten aufzu-
erlegen sind – verpflichtet bleibt. Die Kosten eines 
gerichtlichen Verfahrens können in diesem Fällen 
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entsprechend der Bestimmungen der Verwaltungsge-
richtsordnung – VwGO (Art. 72 Abs. 4 Satz 1 BayDG) 
jedoch nur dem Freistaat Bayern als Beteiligtem des 
Gerichtsverfahrens auferlegt werden. Die Vorschrift 
beseitigt den bestehenden Wertungswiderspruch, 
indem sie eine Tragung der Verfahrenskosten durch 
den nichtstaatlichen Dienstherrn in allen Verfahrens-
arten sicherstellt. 

 

Zu § 6 (Änderung des Bayerischen Besoldungs-
gesetzes) 

Zu Nr. 1 (Inhaltsübersicht) 

Die amtliche Inhaltsübersicht ist wegen der in der 
Datenbank BAYERN.RECHT vorhandenen redaktio-
nellen Inhaltsübersicht entbehrlich und entfällt daher. 

Zu Nr. 2 (Art. 31) 

Zu Buchst. a Doppelbuchst. aa 

Redaktionelle Änderung; der freiwillige Wehrdienst ist 
nicht mehr im Wehrpflichtgesetz, sondern im Solda-
tengesetz (§§ 58b bis 58h des Soldatengesetzes) ge-
regelt, so dass eine Anpassung der Verweisung erfor-
derlich ist. 

Zu Buchst. a Doppelbuchst. bb 

Redaktionelle Anpassung. 

Zu Buchst. b 

Art. 31 Abs. 2 des Bayerischen Besoldungsgesetzes 
(BayBesG) ermöglicht im Rahmen der Stufenneufest-
setzung im Wege des Ermessens die fiktive Vorverle-
gung des Diensteintritts um sonstige, für die Beamten-
tätigkeit förderliche hauptberufliche Beschäftigungs-
zeiten. Dabei ist Teil des Grundkonzepts der Stufen-
festsetzung das Verbot der Mehrfachberücksichtigung 
von Zeiten. Art. 31 Abs. 5 Satz 2 BayBesG regelt dies 
explizit für Zeiten des Art. 31 Abs. 1 bis 3 BayBesG. 
Nichts Anderes kann für Zeiten gelten, die außerhalb 
der Regelung des Art. 31 BayBesG bereits Berück-
sichtigung bei der Einstellung gefunden haben. 

Mit dem Ausschluss der Berücksichtigung von Be-
schäftigungszeiten, die dem laufbahnrechtlichen Qua-
lifikationserwerb im Rahmen des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 
und 3 LlbG dienen, wird dieser Grundsatz konsequent 
fortgeführt. Im Zusammenhang mit der Einstellung in 
einem höheren als dem Eingangsamt wurden in die-
sen Fällen bereits Zeiten einer beruflichen Tätigkeit 
herangezogen, die im Anschluss nicht erneut bei der 
fiktiven Vorverlegung des Diensteintrittes nach Art. 31 
Abs. 2 BayBesG berücksichtigt werden können. Eine 
Doppelberücksichtigung derselben beruflichen Tätig-
keit sowohl bei der Festlegung der Besoldungsgruppe 
als auch bei der Stufenzuordnung ist ausgeschlossen. 

Hinzu kommt, dass sowohl die Einstellung in einem 
anderen als dem Eingangsamt als auch eine Berück-
sichtigung von Zeiten nach Art. 31 Abs. 2 BayBesG 
bei der Stufenzuordnung Ausnahmen sind: Gemäß 
Art. 14 Abs. 1 Satz 1 LlbG gilt als allgemeiner Grund-

satz, dass die Einstellung nur in dem besoldungs-
rechtlich festgelegten Eingangsamt erfolgen darf. 
Ausnahmen werden im Rahmen des Art. 14 Abs. 1 
Satz 2 und 3 LlbG zugelassen. Die fiktive Vorverle-
gung des Diensteintrittes nach Art. 31 BayBesG stellt 
wiederum eine Abweichung vom Grundsatz des 
Art. 30 BayBesG dar (grundsätzlich Zuordnung zur 
Anfangsstufe). In beiden Fällen müssen insofern be-
sondere Gründe für die Ausnahme vorliegen. Dieser 
Anforderung kann das Heranziehen ein und derselben 
Beschäftigungszeit für beide Tatbestände nicht genü-
gen. Bisher war dies (keine Doppelberücksichtigung) 
normativ nur für die 4. Qualifikationsebene geregelt; 
da der Grundsatz jedoch für alle Qualifikationsebenen 
gilt, erfolgt eine Klarstellung im Gesetz. 

Darüber hinaus sind in den Fällen des Art. 14 Abs. 1 
Sätze 2 und 3 LlbG nach Art. 31 Abs. 2 Satz 3 Bay-
BesG bei der Entscheidung über die förderlichen 
hauptberuflichen Beschäftigungszeiten, welche über 
die bereits für die Ausnahme nach Art. 14 Abs. 1 
Satz 3 LlbG berücksichtigten Zeiten hinausgehen, 
weiter die Besonderheiten des Einzelfalles zu berück-
sichtigen. Hierbei ist insbesondere zu berücksichtigen 

1. wie viele Vordienstzeiten der Beamte mit ein-
bringt, 

2. welche Vordienstzeiten (Art, Qualität) der Beamte 
mit einbringt, 

3. in welches Eingangsamt er eingestellt wird. 

Die Beurteilung, ob Vordienstzeiten berücksichtigt 
werden können, kann nur anhand einer Einzelfallbe-
trachtung erfolgen, da es u. a. auf den individuellen 
beruflichen Werdegang des Beamten und den zu be-
setzenden Dienstposten ankommt, welcher Zeitraum 
ggf. in welchem Umfang angerechnet werden kann. 
Das Eingangsamt ist deswegen von Relevanz, da im 
Zusammenhang mit der Entscheidung, in welchem 
Umfang Zeiten bereits durch die Tabellenstruktur ab-
gegolten sind, die Frage erörtert werden muss, ob und 
inwiefern bei der jeweiligen Besoldungsgruppe im 
Rahmen des Neuen Dienstrechts Stufen gestrichen 
wurden (z. B. Streichung von Stufen in den Besol-
dungsgruppen A 13 und A 14, keine Streichung in der 
Besoldungsgruppe A 15). Ferner beispielsweise die 
Besonderheit bei einem Einstieg in der dritten Qualifi-
kationsebene, in der bei den besoldungsrechtlich fest-
gelegten Eingangsämtern (Besoldungsgruppe A 9 
bzw. A 10) bereits Stufe 1 belegt ist, in der Besol-
dungsgruppe A 11 und A 12 hingegen nicht. Da bei 
der Stufenzuordnung auf das besoldungsrechtlich 
festgelegte Eingangsamt abzustellen ist, wenn der 
Diensteintritt fiktiv nach Art. 31 Abs. 1 oder 2 Bay-
BesG vorverlegt wird (vgl. Nr. 30.1.3 BayVwVBes), ist 
im Einzelfall im Ermessenwege zu entscheiden, ob 
und inwiefern es zu einer Doppelbegünstigung 
kommt, die über die Nichtberücksichtigung von förder-
lichen hauptberuflichen Beschäftigungszeiten ausge-
glichen werden müsste. 
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Zu Nr. 3 (Art. 35) 

Redaktionelle Anpassung. 

Zu Nr. 4 (Art. 36) 

Die Änderungen dienen der Vereinfachung der Rege-
lungen zum Familienzuschlag. 

Bisher können Besoldungsempfänger und Besol-
dungsempfängerinnen, die nicht von Art. 36 Abs. 1 
Satz 1 Nrn. 1 bis 3 erfasst werden, Familienzuschlag 
der Stufe 1 erhalten, wenn sie eine Person nicht nur 
vorübergehend in ihre Wohnung aufgenommen haben 
und ihr Unterhalt gewähren, weil sie gesetzlich (z. B. 
gegenüber Kindern oder Eltern) oder sittlich (z. B. ge-
genüber Geschwistern) dazu verpflichtet sind. Dies ist 
dann nicht der Fall, wenn für den Unterhalt der aufge-
nommenen Person Mittel zur Verfügung stehen, die, 
bei einem Kind einschließlich des gewährten Kinder-
geldes und des kindbezogenen Teils des Familienzu-
schlags, das Sechsfache des Betrags der Stufe 1 
übersteigen (sog. Eigenmittelgrenzbetrag). Mit der 
Gewährung des Familienzuschlags der Stufe 1 soll in 
den genannten Fällen eine entsprechend erweiterte 
und kostspieligere Haushaltsführung zumindest teil-
weise ausgeglichen werden. 

Die Neuregelung knüpft nicht mehr an eine gesetzli-
che oder sittliche Unterhaltsverpflichtung an; in Folge 
dessen entfällt die bisherige Ausschlussregelung des 
Art. 36 Abs. 1 Satz 3 (Eigenmittelgrenzbetrag). Sofern 
Kinder in die Wohnung aufgenommen sind, d. h. sie 
dort ihren Lebensmittelpunkt haben bzw. eine häusli-
che Verbindung besteht, ist künftig nur noch Tatbe-
standsvoraussetzung, dass – wie bei den kindbezoge-
nen Teilen des Familienzuschlags (Art. 36 Abs. 2 und 
3 bzw. neu Abs. 3 und 4) – eine generelle Kindergeld-
berechtigung vorliegt. Als weitere Folge des Wegfalls 
des Eigenmittelgrenzbetrags wird in Fällen der ander-
weitigen Unterbringung des Kindes, z. B. wegen Stu-
diums an einem anderen Ort, Internatsaufenthalts – 
ohne dass die häusliche Verbindung (z. B. Vorhaltung 
eines eigenen Zimmers in der Wohnung, familiäre 
Bindung usw.) aufgehoben wird – auf das Kriterium 
der Kostentragung seitens der Berechtigten verzichtet 
(vgl. bisherige einschränkende Regelung des Art. 36 
Abs. 1 Satz 4). Das Abstellen auf eine generelle Kin-
dergeldberechtigung hat insbesondere zur Folge, 
dass Kinder nach Vollendung des 25. Lebensjahres 
nicht mehr berücksichtigt werden können. 

Für die Fälle, in denen der Familienzuschlag der Stu-
fe 1 künftig entfällt, ist in Art. 108 Abs. 12 i. V. m. 
Art. 111 eine Übergangsregelung für einen Zeitraum 
von längstens vier Jahren vorgesehen (vgl. Begrün-
dung zu Nrn. 6 und 7). 

Mit der Neuregelung kann der Verwaltungsaufwand 
erheblich reduziert werden, da es keiner Feststellun-
gen mehr zu bestehenden Unterhaltsverpflichtungen, 
zur Höhe tatsächlich geleisteter Unterhaltsleistungen, 
zu fiktiven Unterhaltsbeträgen in Anwendung der Düs-
seldorfer Tabelle sowie zu sonstigen Eigenmitteln, die 
im Übrigen monatlich zu überprüfen waren und bei 

geringfügigen Überschreitungen des Grenzbetrags 
zum Wegfall des Familienzuschlags der Stufe 1 führ-
ten, bedarf. 

Neben der Wohnungsaufnahme von (kindergeldan-
spruchsberechtigenden) Kindern führt künftig die 
Wohnungsaufnahme von nahen Angehörigen (z. B. 
Elternteil) dann zur Gewährung des Familienzu-
schlags der Stufe 1, wenn diese nach ärztlichem Gut-
achten pflegebedürftig sind (vgl. hierzu auch die be-
soldungsrechtliche Regelung des Art. 31 Abs. 1 Nr. 4 
und die beamtenrechtliche Regelung des Art. 89 
Abs. 1 Nr. 1 zweite Alternative BayBG). Die bisherige 
Regelung der Wohnungsaufnahme von anderen Per-
sonen, deren Hilfe der Besoldungsempfänger oder die 
Besoldungsempfängerin aus gesundheitlichen Grün-
den benötigt, wird fortgeführt. Die Gewährung des Fa-
milienzuschlags der Stufe 1 wegen Wohnungsaufnah-
me einer anderen Person aus beruflichen Gründen 
entfällt. 

Im Zusammenhang mit der Neuregelung wird die Fa-
milienzuschlagsregelung des Art. 36 systematisch neu 
geordnet: Die Zuordnung zum Familienzuschlag der 
Stufe 1 wird für die originär Berechtigten (Verheirate-
te, Verwitwete, Geschiedene mit Unterhaltsverpflich-
tung) und für die „anderen“ Berechtigten in zwei Ab-
sätze aufgesplittet und die dazugehörigen Konkur-
renzregelungen werden jeweils dort verortet. Im Übri-
gen werden redaktionelle (Folge-)Änderungen bzw. 
Klarstellungen vorgenommen. 

Zu Nr. 5 (Art. 38) 

Redaktionelle Anpassung. 

Zu Nrn. 6 und 7 (Art. 108 und 111) 

Nach der Änderung des Art. 36 können neben (kin-
dergeldanspruchsberechtigenden) Kindern insbeson-
dere noch Angehörige, die nach ärztlichem Gutachten 
pflegebedürftig sind, berücksichtigt werden. Sofern bis 
zum Stichtag (1. Juli 2018) der Familienzuschlag der 
Stufe 1 z. B. wegen der Aufnahme eines über 25 Jah-
re alten Kindes oder eines Elternteils auf Grund ge-
setzlicher Verpflichtung oder eines Geschwisterteils 
auf Grund sittlicher Verpflichtung oder wegen Woh-
nungsaufnahme einer anderen Person aus berufli-
chen Gründen gewährt wurde, sollen diese Ansprüche 
bei Erfüllung der bisherigen Tatbestandsvorausset-
zungen für eine vierjährige Übergangszeit erhalten 
bleiben. 

Im Übrigen wird Art. 108 redaktionell zur Rechtsberei-
nigung geändert. 

 

Zu § 7 (Änderung des Bayerischen Umzugskosten-
gesetzes) 

Zu Nr. 1 (Art. 2) 

Redaktionelle Änderung.  

Zu Nr. 2 (Art. 10) 

Der Verweis auf eine frühere Fassung der AUV, die 
auf Bundesebene bereits außer Kraft getreten ist, 
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führt zu Problemen bei der Rechtsanwendung, die 
durch eine dynamische Verweisung verhindert werden 
können. 

Zu Nr. 3 (Art. 12) 

zu Buchst. a 

Die Fahrkostenerstattung nach Art. 12 ist nach bishe-
riger Rechtslage auf eine einfache Mehrstrecke von 
100 Kilometern beschränkt. Bei Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel wird diese streckenbezogene Ober-
grenze aufgehoben und durch eine Kostenobergrenze 
ersetzt. Danach sind für die Mehrstrecke die Kosten 
für die Nutzung regelmäßig verkehrender Verkehrs-
mittel bis zu den notwendigen Jahresfahrkosten der 
zweiten Klasse (maximal Jahres-Bahncard 100 2. Klas-
se) erstattungsfähig.  

Mit dieser Neuregelung werden insbesondere Fern-
pendler bei Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel besser 
unterstützt. Eine Kostenobergrenze trägt den Beson-
derheiten der ÖPNV- Nutzung besser Rechnung und 
ist wirtschaftlich, ökologisch und fürsorgerechtlich 
sinnvoll. Die notwendigen Kosten werden bei langfris-
tiger Nutzung in der Regel eine Jahresfahrkarte abde-
cken, durch die weitere Zusatzkosten für die Bediens-
teten vermieden werden können.  

Bei Nutzung eines eigenen Kraftfahrzeugs bleibt es 
bei der bisherigen Rechtslage, wonach nur Mehrstre-
cken von bis zu 100 Kilometern berücksichtigt wer-
den. 

Der Mietkostenzuschuss nach Art. 12 BayUKG wird 
von 250 Euro auf 300 Euro monatlich erhöht, um der 
Mietpreisentwicklung Rechnung zu tragen. 

Zu Buchst. b und c 

Folgeänderung zu Buchst. a. 

Zu Nr. 4 (Art. 15a) 

Die Übergangsregelung bestimmt, dass für die bis 
einschließlich zum 31.12.2017 durchgeführten Fahr-
ten Art. 12 in der bis zum 31.12.2017 geltenden Fas-
sung Anwendung findet.  

Zu Nr. 5 (Art. 16) 

Redaktionelle Änderung. 

 

Zu § 8 (Änderung des Bayerischen Beamtenver-
sorgungsgesetzes) 

Zu Nr. 1 (Inhaltsübersicht) 

Die amtliche Inhaltsübersicht ist wegen der in der Da-
tenbank BAYERN.RECHT vorhandenen redaktionel-
len Inhaltsübersicht entbehrlich und entfällt daher. 

Zu Nr. 2 (Art. 2) 

Der Zuschlag nach Art. 114a Abs. 2 ist eine Leistung 
eigener Art und deshalb in die Aufzählung des Art. 2 
aufzunehmen. 

Zu Nr. 3 (Art. 5) 

Die Änderung ist auf Grund der mit der Einführung 
des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums (SEPA) 
gestiegenen Zahl der daran teilnehmenden Staaten 
notwendig. Zudem ist die Rechtsgrundlage der Melde-
pflichten nach der Außenwirtschaftsverordnung anzu-
passen. 

Zu Nr. 4 (Art. 9) 

Redaktionelle Ergänzung. 

Zu Nr. 5 (Art. 13) 

Die Erklärung zur Ruhegehaltfähigkeit von Hochschul-
leistungsbezügen ist hinsichtlich der versorgungs-
rechtlichen Folgen vergleichbar mit der Beförderung in 
ein Amt mit einem höheren Grundgehalt, wofür ge-
mäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BeamtStG eine Urkundenaus-
händigung Voraussetzung ist. Im Interesse der 
Rechtssicherheit und der gebotenen Hinweisfunktion 
ist es daher erforderlich, ausnahmsweise von Art. 3a 
BayVwVfG abzuweichen. 

Zu Nr. 6 (Art. 22) 

Mit der Änderung erfolgt eine Gleichstellung von Zei-
ten für die Erbringung von Promotions- und Habilitati-
onsleistungen als sog. Kann-Vordienstzeit, die beide 
Regelvoraussetzungen für die Berufung in ein Profes-
sorenamt sind. Darüber hinaus wird im Wege einer 
gesetzlichen Fiktion klargestellt, dass für die Ermitt-
lung des Zweijahreszeitraums an die das Promotions-
verfahren abschließende Prüfung angeknüpft wird. 
Dies dient der Vereinfachung des Gesetzesvollzugs, 
da aufwendige Verwaltungsermittlungen zur tatsächli-
chen Erbringung der selbstständigen wissenschaftli-
chen Leistung (Art. 64 Abs. 1 Bayerisches Hoch-
schulgesetz – BayHSchG) vermieden werden. Der 
Nachweis, dass die Dissertation während eines frühe-
ren Zeitraums angefertigt wurde, wird ausdrücklich 
zugelassen, allerdings beschränkt auf den Zeitpunkt 
der förmlichen Zulassung zur Promotion durch die 
Hochschule. Auch in diesem Fall muss es sich um 
einen zusammenhängenden Zeitraum handeln. 

Zu Nr. 7 (Art. 24) 

Folgeänderung zu Nr. 6. 

Zu Nr. 8 (Art. 50) 

Redaktionelle Ergänzung. 

Zu Nr. 9 (Art. 83) 

Die Jubiläumszuwendung nach Art. 101 BayBG soll 
beim Zusammentreffen der Besoldung mit Versor-
gungsbezügen anrechnungsfrei gestellt werden, damit 
die damit verbundene Anerkennung langer Dienstzei-
ten als besondere Leistung wirksam bleibt.  

Zu Nr. 10 Buchst. a und c (Art. 85) 

Der neue Abs. 7 regelt das Zusammentreffen von Al-
tersgeld nach dem Altersgeldgesetz des Bundes oder 
vergleichbarem Landesrecht mit Versorgungsbezügen 
nach dem BayBeamtVG. Altersgeld erhalten ausge-
schiedene Beamtinnen und Beamte des Bundes und 
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der Länder mit Altersgeldregelung anstelle einer 
Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung als Surrogat für den Verlust ihrer Versor-
gungsanwartschaft für die dort zurückgelegten Dienst-
zeiten. Wird eine Person mit Anspruch auf Altersgeld 
in Bayern in ein Beamtenverhältnis berufen, bedarf es 
abweichend von der Höchstgrenzenregelung in Art. 85 
Abs. 2 zur Vermeidung einer Doppelalimentation aus 
öffentlichen Kassen einer Vollanrechnung, da die Be-
amtendienstzeiten bei dem früheren Dienstherrn so-
wohl beim Altersgeld als auch bei der Versorgung 
nach dem BayBeamtVG im gleichen Umfang berück-
sichtigt werden. Für die Hinterbliebenenversorgung 
gilt dies entsprechend. Die Anrechnung des Alters-
gelds bei der Versorgung trägt auch dem Umstand 
Rechnung, dass der Versorgungsdienstherr eines 
Beamten mit Altersgeldanspruch für die früheren 
Dienstzeiten nicht im Rahmen einer Versorgungslas-
tenteilung entlastet wird. Durch den Verweis auf Abs. 3 
wird sichergestellt, dass nur dann eine Anrechnung 
erfolgt, wenn Altersgeld und Versorgungsbezug auf 
denselben Versorgungsurheber zurückgehen. 

Zu Nr. 10 Buchst. b Doppelbuchst. aa (Art. 85) 

Bei der Neufassung werden die Entscheidungen des 
Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 12.02.2015 
– Vf. 1-VII-13 und vom 06.12.2017 – Vf. 15-VII-13 be-
rücksichtigt. Insbesondere mit letzterer hat der Ver-
fassungsgerichtshof die mit dem Neuen Dienstrecht 
angestrebte rechtssystematische Gleichstellung aller 
tätigkeitsbedingten Alterssicherungsleistungen aus 
Vordienstzeiten durch einheitliche Anrechnungsgrund-
sätze im Rahmen des Art. 85 BayBeamtVG verworfen 
und sich dabei an der bundesrechtlichen Regelung 
orientiert. Die Neuregelung sieht dementsprechend 
vor, dass Alterssicherungsleistungen aus berufsstän-
dischen Versorgungswerken und befreienden Lebens-
versicherungen nur dann auf die Beamtenversor-
gungsbezüge angerechnet werden, wenn der Arbeit-
geber auf Grund eines Beschäftigungsverhältnisses 
im öffentlichen Dienst mindestens die Hälfte der Bei-
träge oder Zuschüsse in dieser Höhe geleistet hat. 
Andere Alterssicherungsleistungen können gemäß 
Art. 24 Abs. 4 BayBeamtVG bei den sogenannten 
Kann-Vordienstzeiten berücksichtigt werden, was 
auch der Auffassung des Verfassungsgerichtshofs 
entspricht. 

Die rückwirkende Ersetzung der nichtigen Bestim-
mung durch eine verfassungskonforme ist nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu-
lässig (vgl. BVerfGE 13, 261 ff.). 

Der ersatzlose Wegfall des Art. 85 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 
BayBeamtVG würde eine systemwidrige und unbillige 
Rechtslage im Hinblick darauf herbeiführen, dass eine 
Doppelalimentation bei Rentenleistungen aus berufs-
ständischen Versorgungseinrichtungen begünstigt 
würde, obwohl die geleisteten Beiträge mindestens 
zur Hälfte aus öffentlichen Kassen stammen.  

Ein dahingehendes schutzwürdiges Vertrauen besteht 
insbesondere vor dem Hintergrund der bundesrechtli-
chen und bis 2011 in Bayern geltenden Rechtslage 
nicht. 

Zu Buchst. b Doppelbuchst. bb 

Redaktionelle Folgeänderung zu Doppelbuchst. aa. 

Zu Nr. 11 (Art. 90) 

Mit den Änderungen wird sichergestellt, dass die An-
rechnung von Altersgeld nach Anwendung der übri-
gen Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschrif-
ten erfolgt und somit das Altersgeld vollständig mit 
den verbleibenden Versorgungsbezügen verrechnet 
wird. 

Zu Nr. 12 (Art. 92) 

Berichtigung eines redaktionellen Versehens. 

Zu Nr. 13 (Art. 96) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Nr. 14 (Art. 99a) 

Abs. 1: 

Beamte und Beamtinnen, die sich auf Antrag entlas-
sen lassen oder disziplinarisch aus dem Beamtenver-
hältnis entfernt werden, sind in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nachzuversichern. Aufgrund des 
Wegfalls der Alimentationsverpflichtung nach Beendi-
gung des Beamtenverhältnisses stellt diese Absiche-
rung eine unter sozialstaatlichen Gesichtspunkten an-
gemessene Altersversorgung dar (st. Rspr., zuletzt 
BVerfG vom 28.03.2007 (2 BvR 1304/05). Europa-
rechtliche Bedenken bestanden bislang nicht. Der 
Europäische Gerichtshof (EuGH) hat mit Urteil vom 
13.07.2016 (Rs. Pöpperl, Az.: C-187/15) entschieden, 
dass Beamte und Beamtinnen, die sich zur Aufnahme 
einer mit ihrer bisherigen Beamtentätigkeit vergleich-
baren Beschäftigung im öffentlichen Dienst eines an-
deren Mitgliedstaats der Europäischen Union entlas-
sen lassen, vergleichbare Altersversorgungsansprü-
che erhalten müssen, wie sie bei einem Diensther-
renwechsel von Beamten und Beamtinnen im Inland 
zustehen würden. Aufgrund Art. 99a erhält der be-
troffene Personenkreis deshalb zum Ausgleich struk-
tureller Unterschiede zwischen gesetzlicher Renten-
versicherung und Beamtenversorgung zusätzlich zur 
Nachversicherung eine ergänzende Versorgungsab-
findung, wenn sich Beamte oder Beamtinnen wegen 
einer Beschäftigung im EU-Ausland entlassen lassen 
und die versorgungsrechtliche Wartezeit im Zeitpunkt 
des Ausscheidens erfüllt ist. Hinsichtlich der Definition 
des öffentlichen Dienstes in anderen europäischen 
Mitgliedstaaten kann aufgrund des vom EuGH vorge-
nommenen Vergleichs mit inländischen Dienstherren-
wechseln auf die hergebrachten versorgungsrechtli-
chen Grundsätze zurückgegriffen werden (vgl. Art. 19 
Nr. 2 BayBeamtVG). Die Beurteilung ob eine Tätigkeit 
dem öffentlichen Dienst des Auslandes zuzuordnen 
ist, orientiert sich demnach an den Gegebenheiten im 
deutschen öffentlichen Dienst, so sind z. B. auch Tä-
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tigkeiten bei Einrichtungen vergleichbar den Körper-
schaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen 
Rechts einzubeziehen. Darüber hinaus ist erforderlich, 
dass die Tätigkeit im Inland üblicherweise in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis ausgeübt wird. 
Aufgrund des bestehenden Auslandsbezuges gelten 
im Interesse einer ordnungsgemäßen Sachaufklärung 
gemäß Satz 3 die in Art. 10 Abs. 2 und Abs. 3 BayBe-
amtVG normierten Mitwirkungspflichten ab dem Zeit-
punkt der Antragstellung entsprechend. 

Abs. 2: 

Ein Anspruch auf Abfindung besteht nicht, wenn der 
Beamte oder die Beamtin ohne den eigenen Entlas-
sungsantrag aus dem Dienst entfernt worden wäre, da 
für diesen Fall die Gewährung einer über die Nach-
versicherung hinausgehenden Leistung unbillig wäre. 

Abs. 3: 

Mit der Abfindung wird die bei Ausscheiden fiktiv er-
reichte Versorgungsanwartschaft abgegolten, soweit 
sie die auf der Nachversicherung beruhende Renten-
anwartschaft übersteigt. Grundlage der Berechnung 
sind die im Zeitpunkt des Ausscheidens erdienten 
ruhegehaltfähigen Bezüge sowie die ruhegehaltfähi-
gen Dienstzeiten, wie sie auch im Rahmen eines in-
ländischen Dienstherrenwechsels mit Versorgungslas-
tenteilung in die Berechnung der an den nachfolgen-
den Dienstherrn zu leistenden Abfindung Berücksich-
tigung finden würden (Art. 97 BayBeamtVG), aus-
schließlich der Zeiten, für die bereits Anrechte auf 
Altersgeld nach Bundes- oder Landesrecht bestehen. 
Entsprechend der Vorgaben des EuGH findet Art. 97 
Abs. 2 Satz 3 keine Anwendung. Durch einen pau-
schalen Abschlag in Höhe von 15 Prozent auf die sich 
daraus ergebenden fiktiven Versorgungsbezüge wird 
berücksichtigt, dass auch ein vergleichbarer inländi-
scher Dienstherrenwechsel aufgrund der unterschied-
lichen Besoldungsniveaus in den Ländern mit nicht 
unerheblichen finanziellen Einbußen bei Besoldung 
und Versorgung verbunden sein kann (vgl. hierzu die 
parallele Bewertung der Bundesregierung in BT-
Drs. 18/10680, S. 11). Auch geht dem Dienstherrn die 
Arbeitskraft des Beamten entgegen des verfassungs-
rechtlich verankerten Lebenszeitprinzips frühzeitig 
verloren, was bei vorzeitig in den Ruhestand versetz-
ten Beamten in der Regel zu Versorgungsabschlägen 
in Höhe von bis zu 10,8 Prozent des Ruhegehalts 
führt. Des Weiteren entstehen dem Dienstherrn bei 
der Neugewinnung von Personal neben Einarbei-
tungsverlusten vorzeitige zusätzliche Ausbildungskos-
ten. Einen pauschalen Abschlag in Höhe von 15 Pro-
zent nimmt auch der Bund bei der Berechnung des 
Anspruchs auf Altersgeld nach dem Altersgeldgesetz 
vor (§ 7 Abs. 1 Satz 1 AltGG). 

Der nicht durch die Nachversicherung abgedeckte Teil 
der fiktiven monatlichen Versorgungsanwartschaft wird 
nach versicherungsmathematischen Grundsätzen in 
eine einmalige ergänzende Versorgungsabfindung 
umgerechnet. Der Barwertberechnung liegt die pro-

gnostizierte Bezugsdauer zugrunde. Diese bestimmt 
sich vom Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze 
nach Art. 62 Satz 1 BayBG bis zur statistischen Le-
benserwartung im Zeitpunkt des Ausscheidens. Die 
pauschale Anknüpfung an die gesetzliche Regelal-
tersgrenze ist gerechtfertigt, da mit dem Ausscheiden 
beim bisherigen Dienstherrn zwangläufig die Möglich-
keit verloren geht, von besonderen oder Antragsal-
tersgrenzen Gebrauch zu machen. Der bei der Be-
rechnung anzuwendende Diskontierungssatz wird 
ebenso wie der Anpassungsfaktor vom Bayerischen 
Staatsministerium für Finanzen, Landesentwicklung 
und Heimat bekanntgegeben. Eine eventuelle Hinter-
bliebenenversorgung oder eine vorzeitige Alterssiche-
rung auf Grund Erwerbsminderung bleiben aufgrund 
des Wegfalls der Alimentationsverpflichtung außer 
Ansatz.  

Da der Abfindungsbetrag nach § 49 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 Buchst. b Einkommensteuergesetz (EStG) der 
nationalen Einkommenssteuerpflicht auch dann unter-
liegt, wenn die Betroffenen bereits in einem anderen 
Mitgliedstaat ansässig sind, wird die Abfindungssum-
me um einen pauschalen Aufschlag von 40 Prozent 
erhöht, womit die Steuerprogression bei Zusammen-
treffen mit laufendem Arbeitslohn im selben Veranla-
gungszeitraum hinreichend berücksichtigt ist. 

Abs. 4: 

Abs. 4 dient der Gleichstellung der ergänzenden Ver-
sorgungsabfindung mit Renten, die zur Vermeidung 
einer Überversorgung nach Rückkehr eines Beamten 
oder einer Beamtin zu einem Dienstherrn im Gel-
tungsbereich des BayBeamtVG nach Maßgabe des 
Art. 85 auf die Versorgungsbezüge angerechnet wer-
den können.  

Zu Nrn. 15 bis 19 (Art. 101, 112, 113, 113a und 115) 

Redaktionelle Änderungen. 

 

Zu § 9 (Änderung des Bayerischen Personalver-
tretungsgesetzes) 

Zu Nr. 1 bis 4, 5 Buchst. b Doppelbuchst. aa, cc 
und dd, Nr. 7 Buchst. a, 10 bis 18, 20, 21 

Redaktionelle Änderungen. 

Die amtliche Inhaltsübersicht ist wegen der in der 
Datenbank BAYERN.RECHT vorhandenen redaktio-
nellen Inhaltsübersicht entbehrlich und entfällt daher. 

Zu Nr. 5 Buchst. a (Art. 53) 

Beteiligungspflichtige Maßnahmen in Förderschulen 
und Schulen für Kranke werden von der jeweiligen 
Regierung unter Beteiligung des Personalrats für die 
Gesamtheit der der Aufsicht einer Regierung unter-
stehenden Förderschulen und Schulen für Kranke 
getroffen. Der Leiter der einzelnen Schule hat keine 
Befugnis zu solchen Maßnahmen (BayVGH 
12.12.2001, 17 P 01.741). Daher kann es nicht zu 
einem Stufenverfahren unter Beteiligung des Bezirks-
personalrats kommen. Den aus dem Kreis der För-
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derschulen und Schulen für Kranke gewählten Mit-
gliedern des Bezirkspersonalrats stehen also insoweit 
keine zu vertretenden Beschäftigten an den Förder-
schulen und Schulen für Kranke gegenüber. Daher 
sind die Beschäftigten an Förderschulen und Schulen 
für Kranke nicht mehr zum Bezirkspersonalrat wahlbe-
rechtigt. Durch die Regelung verliert der Bezirksper-
sonalrat hinsichtlich der Förderschulen und Schulen 
für Kranke auch seine Zuständigkeit für schulartüber-
greifende Regelungen der Regierung. Soweit die Re-
gierung solche treffen will, hat sie neben dem Be-
zirkspersonalrat den Personalrat für die Gesamtheit 
der der Aufsicht einer Regierung unterstehenden För-
derschulen und Schulen für Kranke zu beteiligen. 

Dem Landesamt für Schule (LAS) soll die Zuständig-
keit für die Personalverwaltung eines Teils der Be-
schäftigten an Schulen (insb. Gymnasien, Realschu-
len und Berufliche Oberschulen) übertragen werden. 
Dennoch sind diese Schulen dem LAS nicht nachge-
ordnet. Dies gilt auch für Beschäftigte der Staatlichen 
Schulberatungsstellen, die an die Dienststellen der 
Ministerialbeauftragten für die Gymnasien angebun-
den sind. Damit das LAS statt jedes einzelnen örtli-
chen Personalrats stets nur ein Gremium zu beteiligen 
hat, wird das LAS als Mittelbehörde fingiert, so dass 
ein Bezirkspersonalrat zu wählen ist. 

Zu Nr. 5 Buchst. b Doppelbuchst. bb (Art. 53) 

Es ist beabsichtigt, dem Landesamt für Schule perso-
nalverwaltende Aufgaben für Beschäftigte aus ver-
schiedenen Bereichen, insbesondere auch aus den 
Bereichen der Lehrkräfte an Gymnasien, Realschulen 
und beruflichen Schulen zu übertragen. Es erscheint 
daher angesichts der voraussichtlich betroffenen Zahl 
von Beschäftigten angebracht, hier zwischen den 
verschiedenen Gruppen zu differenzieren. 

Zu Nr. 6 (Art. 58) 

Die Altersgrenze für Dienstanfänger, Beamtinnen und 
Beamte im Vorbereitungsdienst oder Auszubildende 
wird aufgehoben. Diese sind daher künftig unabhän-
gig von ihrem Lebensalter zu den Jugend- und Aus-
zubildendenvertretungen wahlberechtigt und wählbar. 

Zu Nr. 7 Buchst. b und c (Art. 60) 

Angesichts der ohnehin nur kurzen Amtszeit der Ju-
gend- und Auszubildendenvertretung von 2 Jahre und 
6 Monate, endet die Amtszeit eines Mitglieds nicht 
durch Verlust der Wählbarkeit nach dem Wahltag, 
insbesondere nicht durch Beendigung der Ausbildung 
oder Vollendung des 27. Lebensjahres. 

Zu Nr. 8 und 9 (Art. 70 bis 72) 

Um neuen Technologien mehr Raum zu geben, soll 
im Rahmen der Mitbestimmung und Mitwirkung auf 
die Schriftform verzichtet werden. Neben der bisher 
erforderlichen Schriftform sind künftig auch andere 
Datenträger zulässig. Um insbesondere die mündliche 
Form auszuschließen und dennoch elektronische Ar-
beitsprozesse zu ermöglichen, wird die Erklärung auf 
einem dauerhaften Datenträger (§ 126b Satz 2 BGB) 

vorgeschrieben. Auf § 24 Abs. 1 und § 26 Abs. 2 All-
gemeine Geschäftsordnung für die Behörden des 
Freistaates Bayern (AGO) wird hingewiesen. 

Zu Nr. 19 (Art. 93 a. F. = Art. 96 n. F.) 

Übergangsregelung zu Nr. 6 Buchst. a (Art. 53).  

Ohne Übergangsregelung würden den Regierungen 
bzw. dem Landesamt für Schule bis zu Etablierung ei-
nes Bezirkspersonalrats beim Landesamt für Schulen 
bayernweit 682 Dienststellen auf örtlicher Ebene ge-
genüberstehen. Für die Übergangszeit wird daher 
eine gesetzliche Grundlage geschaffen, die an die bis-
herige Praxis anknüpft und eine Beteiligung der Be-
zirkspersonalräte vorsieht. 

Die jeweiligen Bezirkspersonalräte an den Regierun-
gen haben den jeweiligen örtlichen Personalrat anzu-
hören, so dass eine hinreichende Berücksichtigung 
der schularttypischen Belange gewährleistet ist. 

 

Zu § 10 (Änderung des Bayerischen Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen) 

Art. 85, 113a, 113b 

Redaktionelle Folgeänderungen zu § 2 Nr. 8. 

 

Zu § 11 (Änderung des Kommunal-Wahlbeamten-
Gesetzes) 

Zu Nr. 1 (Inhaltsübersicht) 

Die amtliche Inhaltsübersicht ist wegen der in der 
Datenbank BAYERN.RECHT vorhandenen redaktio-
nellen Inhaltsübersicht entbehrlich und entfällt daher. 

Zu Nr. 2 (Art. 35) 

Redaktionelle Folgeänderungen zu § 2 Nr. 8 und 18. 

Zu Nr. 3 (Art. 52) 

Redaktionelle Folgeänderung zu § 8 Nr. 10 Buchst. b 
Doppelbuchst. aa. 

 

Zu § 12 (Inkrafttreten) 

Regelung zum Inkrafttreten. 

Die Änderungen des Personalaktenrechts im BayBG, 
die zu erheblichen Teilen zur Anpassung an die Da-
tenschutz-Grundverordnung dienen, treten mit Beginn 
ihrer unmittelbaren Geltung ab dem 25.05.2018 in 
Kraft. Die Änderungen in § 1 Nr. 14 Buchst. b sowie 
§ 6 Nr. 4, Nr. 6 Buchst. f, Nr. 7 Buchst. b und c treten 
zum 01.07.2018 in Kraft. Damit haben die Bezügestel-
len genug Zeit, alle von der Familienzuschlagsneure-
gelung betroffenen Fälle zu prüfen und – soweit erfor-
derlich – die Zahlung des Familienzuschlags der Stu-
fe 1 für die Zukunft anzupassen. Die Einfügung des 
Art. 99a BayBeamtVG mit § 8 Nr. 14 tritt rückwirkend 
zum Zeitpunkt der Verkündung des ursächlichen Ur-
teils des EuGH am 13.07.2016 in Kraft. Damit wird si-
chergestellt, dass alle ab dem Entscheidungszeitpunkt 
Betroffenen von der Rechtsänderung umfasst werden. 
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Die Neufassung des Art. 85 Abs. 1 Satz 2 Bay-
BeamtVG mit § 8 Nr. 10 Buchst. b tritt ebenfalls rück-
wirkend zum Zeitpunkt der Verkündung der ursächli-
chen Entscheidung des Bayerischen Verfassungsge-
richtshofs vom 06.12.2017 in Kraft.  

 


